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1. Planungsgegenstand, Verfahren 

1.1 Einordnung des Plangebietes 

Das Plangebiet befindet sich rund 200 m südwestlich des Marktplatzes der Stadt Kremmen. 

Es wird wie folgt begrenzt: 

- im Norden durch einen EDEKA-Supermarkt, 

- im Osten durch den Schlossdamm als Landesstraße L 19 mit straßenbegleitendem Radweg, 

- im Süden und Westen durch Wiesenflächen. 

Das Plangebiet umfasste bis Mai 2021 die Flurstücke (von Nord nach Süd) 447 (teilweise), 445 

(teilweise), 443 (teilweise), 453 und 451 (teilweise) in der Flur 5 der Gemarkung Kremmen. Die 

Flurstücke 443, 453 und 451 wurden zwischenzeitlich zum Flurstück 462 vereinigt. Die Fläche 

des Plangebietes beträgt rund 0,77 ha. 

Die nordwestliche Plangebietsgrenze verläuft im Bereich der Flurstücke 445 und 447 im rechten 

Winkel zu den Flurstücksgrenzen in einem Abstand von 60 m bis rund 64 m von der östlichen 

Plangebietsgrenze. Der nordwestlichste Teil des Flurstücks 443 wurde nur zu einem Abstand 

von 4 m parallel zur Mittellinie der angrenzenden Mittelspannungsfreileitung in das Plangebiet 

einbezogen. Diese neuen Grenzen werden durch Bemaßung hinreichend bestimmt. Für eine 

Einbeziehung der übrigen Teile der Flurstücke 445 und 447 sowie der im engeren Umfeld der 

Mittelspannungsfreileitung gelegenen Teile des Flurstücks 443 in den Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes besteht kein städtebauliches Erfordernis, da es nicht notwendig ist, diese 

Flurstücksteile für die öffentliche Parkfläche bzw. die Fläche für die Feuerwehr oder für 

grünordnerische Maßnahmen in Anspruch zu nehmen. Diese Flächen sollen wie bisher weiterhin 

als Dauergrünland erhalten bleiben. 

Die Böschung des bestehenden Grabens ragt an der südöstlichen Ecke des Plangebietes bis zu 

rund 1 m in das Flurstück 451 hinein. Der Graben ist bis zur Böschungsoberkante als Gewässer 

II. Ordnung zu erhalten. Die Regelungserfordernisse zur Erhaltung des Grabens sind durch das 

Brandenburgische Wassergesetz abgedeckt. Der Graben wird nicht in den Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes einbezogen, da hierfür kein städtebauliches Erfordernis besteht. Im Bereich 

des Grabens bildet die Böschungsoberkante die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches. 

 

1.2 Anlass und Ziel der Planung 

Das bestehende Feuerwehrgerätehaus an der Straße der Einheit entspricht schon seit längerem 

nicht mehr den gewachsenen Anforderungen an Ausstattung, Ausrüstung und 

Einsatzorganisation der städtischen Feuerwehr von Kremmen. Eine Anpassung an diese 

Anforderungen bzw. eine Entwicklung ist am bestehenden Standort nicht möglich. Die Stadt 

Kremmen hat sich nach längerer Standortsuche bewusst für die Freifläche am Schlossdamm  als 

neuen Standort entschieden. Ein Haupteinsatzgebiet der städtischen Feuerwehr ist die 

nahegelegene Autobahn. Der Standort gewährleistet u. a. eine schnelle Erreichbarkeit der 

Autobahn ohne Durchfahrt durch die Kernstadt. Die relativ zentrale Lage am Stadtzentrum 

gewährleistet eine zügige Erreichbarkeit durch die Mitglieder der Wehr im Ernstfall. Der 

Standort ist direkt an eine Landesstraße angebunden und bietet zukünftig bei Erfordernis 

Erweiterungsmöglichkeiten sowie Übungsmöglichkeiten in unmittelbarer Nähe. 

Im Plangebiet ist darüber hinaus insbesondere aus folgenden Gründen die Anlage einer 

öffentlichen Parkfläche erforderlich: 

- Entlastung der angespannten Parkplatzsituation auf dem rund 200 m entfernten 

Marktplatz bzw. in der nahe gelegenen Altstadt.  
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- Sicherung von Parkflächen während größerer Veranstaltungen insbesondere im nahe 

gelegenen Scheunenviertel: Im Scheunenviertel finden eine Vielzahl regelmäßiger und 

unregelmäßiger Veranstaltungen statt. Die größten Besucherzahlen weisen dabei  das 

Ernte- und das Kürbisfest mit jeweils 4.000-6.000 Gästen auf. Es war bereits häufiger der 

Fall, dass während der größeren Veranstaltungen die Wiesen im Plangebiet als 

öffentliche Parkfläche genutzt bzw. ausgewiesen werden mussten, da die zur Verfügung 

stehenden Parkplätze im Scheunenviertel und in der Altstadt regelmäßig nicht ausreichen.  

- zusätzlicher Bedarf für Kameraden der Feuerwehr und für Schulungen bzw. 

Veranstaltungen im Feuerwehrgebäude.  

Wesentliche Intentionen des Bebauungsplanes sind entsprechend: 

1. Sicherung der Errichtung eines Feuerwehrgerätehauses mit seinen Nebenanlagen, 

2. Sicherung einer öffentlichen Parkfläche. 

 

1.3 Erforderlichkeit der Planung 

Das Plangebiet ist gegenwärtig planungsrechtlich dem Außenbereich zuzuordnen. Die beiden 

Vorhaben können nicht nach § 35 BauGB (Bauen im Außenbereich) zugelassen werden. Der 

Bebauungsplan ist daher allgemein zur Schaffung von Baurecht für die geplanten Vorhaben 

erforderlich.  

Der Bebauungsplan ist zudem erforderlich, um im Übergangsbereich zum Freiraum durch 

einzelne Festsetzungen eine solche geordnete und nachhaltige städtebauliche Entwicklung zu 

sichern, die den Zielen der Stadt insbesondere in Hinblick auf die Bebauungs- und 

Nutzungsstruktur, das Ortsbild und Belangen des Umweltschutzes entspricht.  

 

1.4 Verfahren 

Die Stadtverordnetenversammlung hatte am 31.01.2019 ursprünglich den Aufstellungsbeschluss 

für den Bebauungsplan Nr. 65 „FFW Kremmen“ am Standort Straße der Einheit gefasst. In der 

Sitzung am 21.03.2019 wurde dem gegenüber der Beschluss gefasst, den Standort der FFW an 

den Schlossdamm zu verlegen. Daraufhin hat die Stadtverordnetenversammlung in der Sitzung 

am 16.05.2019 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan für die Flurstücke 449, 451, 453 als 

Geltungsbereich mit der Option der Einbeziehung auch des Flurstücks 443 aufzustellen. In der 

Sitzung am 24.10.2019 hat die Stadtverordnetenversammlung schließlich den Beschluss für die 

Aufstellung des Bebauungsplanes in den Grenzen und mit den Zielen des Bebauungsplan-

Vorentwurfes gefasst. 

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung hat mit Stellungnahme vom 04.06.2019 mitgeteilt, 

dass die Planungsabsicht bei dem ursprünglich beabsichtigten Geltungsbereich (ohne die 

Flurstücke 445 und 447) im Widerspruch zu Zielen der Raumordnung steht. Gemäß Ziel 5.2 

Abs. 1 des ab 01.07.2019 geltenden Landesentwicklungsplanes Hauptstadtregion Berlin-

Brandenburg (LEP HR) sind neue Siedlungsflächen an vorhandene Siedlungsgebiete 

anzuschließen. Das bisher unbebaute Plangebiet südlich der Kernstadt Kremmen ist nicht an die 

Ortslage angeschlossen. Dem geplanten Neubau eines Feuerwehrgerätehauses an diesem isoliert 

im Freiraum gelegenen Standort stehen Ziele der Raumordnung entgegen. Ziele der 

Raumordnung sind als Letztentscheidungen des Landes durch die Gemeinden zu beachten und 

unterliegen keinem Abwägungsspielraum durch die Gemeinde. 

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung hat in ihrer Stellungnahme u. a. wie folgt eine 

Überprüfung der Planungsziele angeregt: „Kann der erforderliche Siedlungsanschluss durch 

Verschiebung des Standortes bzw. Erweiterung des Geltungsbereiches nach Norden (bis an den 

Supermarkt) hergestellt werden? Ggf. besteht in der Stadt Kremmen der Bedarf nach weiteren 
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Infrastruktur- oder Gemeinbedarfseinrichtungen, die dann innerhalb eines erweiterten 

Geltungsbereiches gebündelt geplant werden könnten. Bei der Überplanung von Grundstücken 

kommt es im Übrigen nicht auf die jeweiligen Eigentumsverhältnisse an. Soweit sich durch 

Erweiterung des Geltungsbereiches der Siedlungsanschluss herstellen ließe, wäre der Konflikt 

mit Zielen der Raumordnung ausgeräumt.“ 

Um eine Anpassung an die Ziele der Raumordnung zu erreichen, wurde der ursprünglich 

beabsichtigte Standort der Feuerwehr um ein Flurstück nach Norden verschoben. Darüber hinaus 

hat die Stadt Kremmen den Bedarf, auf den verbleibenden beiden Flurstücken zwischen dem 

geplanten Feuerwehrstandort und dem EDEKA-Supermarkt eine öffentliche Parkanlage zu 

sichern und zu entwickeln. Die Fläche für die beabsichtigte Parkanlage wird in den 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen. Damit wird der Konflikt mit dem Ziel 5.2 

Abs. 1 des LEP HR gemäß Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung vom 

04.06.2020 ausgeräumt.    

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. 

Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes ist in der Regel ein ergebnisoffenes 

Verfahren, in dem die vorgebrachten öffentlichen und privaten Belange durch die Stadt gemäß 

§ 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen sind. Im erforderlichen 

Umweltbericht sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 

Abs. 1 Satz 1 ermittelt werden, zu beschreiben und zu bewerten. Bestandteil des Umweltberichts 

ist auch eine sachliche Beschreibung und Bewertung anderweitiger Planungsmöglichkeiten bzw. 

Standortalternativen, in der die wesentlichen Gründe für die Standortwahl auch unter 

Berücksichtigung der Umweltauswirkungen nachvollziehbar darzulegen sind. 

Am 12.03.2020 hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kremmen den Vorentwuf des 

Bebauungsplanes in der Fassung vom Februar 2020 gebilligt. Die frühzeitige Öffentlichkeits-

beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte mittels Auslegung im Zeitraum vom 15.04.2020 

bis zum 18.05.2020. Parallel wurden mit Schreiben vom 20.04.2020 die berührten Behörden 

gemäß § 4 Abs.1 BauGB frühzeitig beteiligt. 

Am 12.03.2020 hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kremmen den Entwuf des 

Bebauungsplanes in der Fassung vom April 2021 gebilligt. Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 

Abs. 2 BauGB erfolgte im Zeitraum vom 25.05. bis zum 25.06.2021. Parallel wurden mit 

Schreiben vom 25.05.2021 die berührten Behörden gemäß § 4 Abs.2 BauGB beteiligt. 

  

 

 

 

 

2. Analyse des Plangebietes 

2.1 Nutzungs- und baustrukturelle Einordnung in die Umgebung 

Das Plangebiet liegt am südwestlichen Rand des Stadtzentrums, rund 200 m vom Marktplatz 

entfernt. 

Im Norden grenzt ein EDEKA-Supermarkt als großflächiger Einzelhandelsbetrieb an das 

Plangebiet an. Das eingeschossige mit einem Flachdach versehene Marktgebäude mit einer 

Verkaufsfläche von rund 1.300 m
2
 liegt im hinteren Teil des Grundstücks rund 55 bis 60 m vom 

Schlossdamm entfernt. Im vorderen Grundstücksteil ist die Stellplatzanlage des Supermarktes 

mit rund 90 Stellplätzen angeordnet.   
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Unmittelbar östlich an das Plangebiet grenzen die Flurstücke eines den Schlossdamm 

begleitenden Radweges. Dahinter liegt das Straßenflurstück des Schlossdamms als Landesstraße 

L 19. Entlang der östlichen Plangebietsgrenze sind zwischen Radweg und Fahrbahn des 

Schlossdamms noch 4 Linden vorhanden. 

Gegenüber dem Schlossdamm liegen insbesondere als Grünland genutzte Landwirtschafts-

flächen.  

Ab rund 20 m nordöstlich des Plangebietes gegenüber dem Schlossdamm liegen 

Wohngrundstücke. Die Wohngebäude sind straßenbegleitend überwiegend als Reihenhäuser 

angeordnet. Sie sind überwiegend zweigeschossig, wobei das 2. Vollgeschoss überwiegend im 

Dachraum angeordnet ist.   

Im Süden und Westen schließen sich weiträumig Wiesenflächen an das Plangebiet an. Diese 

bilden gegenwärtig eine Einheit mit den im Plangebiet liegenden Frischwiesen und  -weiden. 

An der südöstlichen Grenze des Plangebietes verläuft ein straßenbegleitender 

Entwässerungsgraben. 

 

2.2 Realnutzung / Biotoptypen 

Das Plangebiet ist gegenwärtig unbebauter Freiraum. Dieser wird fast ausschließlich von 

Frischwiesen mit verarmter Ausprägung (Biotoptyp 051122) eingenommen. Die Frischwiesen 

wurden auf entwässerten Moorböden kultiviert und werden regelmäßig gemäht und gedüngt. 

Kennzeichnende Pflanzenarten im Plangebiet sind insbesondere Glatthafer (Arrhenatherum 

elatius), Wiesen-Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis), Wiesen-Rispengras (Poa pratensis), 

Wiesenklee (Trifolium pratense), Kriechender Hahnenfuss (Ranunculus repens) und Wiesen-

Pippau (Crepis pratensis). Die Frischwiesen im Plangebiet bilden eine wirtschaftliche Einheit 

mit den großflächigen an das Plangebiet angrenzenden Frischwiesen.  

Im Hangbereich entlang der östlichen Plangebietsgrenze und in Randbereichen an der nördlichen 

Plangebietsgrenze  sind Staudenfluren (Säume) frischer, nährstoffreicher Standorte ausgebildet. 

Die unmittelbare Zufahrt zum Plangebiet erfolgt gegenwärtig über einen unbefestigten Weg an 

der südöstlichen Ecke des Plangebietes. 

Die straßenbegleitenden Teile des Plangebietes werden episodisch bei größeren Veranstaltungen 

in der Stadt als Parkfläche für Kraftfahrzeuge genutzt. 

 

2.3 Verkehr 

Das Plangebiet wird über den Schlossdamm erschlossen. Dabei handelt es sich um eine 

leistungsfähige Landesstraße. Der am Plangebiet verlaufende Abschnitt des Schlossdamms liegt 

gegenwärtig außerhalb von Ortsdurchfahrten. Das Plangebiet grenzt nicht unmittelbar an die 

öffentliche Straßenverkehrsfläche an. Zwischen Plangebiet und Straßenflurstück liegen die 

Flurstücke 446, 444, 442, 452, 450 mit dem Radweg. Für eine rechtlich gesicherte Erschließung 

des Plangebietes wird daher im Bereich der geplanten Zufahrten die Eintragung von Geh-, Fahr- 

und Leitungsrechten in Form von Grunddienstbarkeiten erforderlich sein.  

Das Plangebiet verfügt gegenwärtig über eine unbefestigte Zufahrt vom Schlossdamm im 

Bereich des Flurstücks 451. Dies ist auch die Zufahrt zu den episodisch während größerer 

Veranstaltungen als Parkfläche genutzten Wiesen im Plangebiet.  
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2.4 Ver- und Entsorgung 

Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt durch die Osthavelländische Trinkwasserversorgung und 

Abwasserbehandlung (OWA) GmbH mit Sitz in Falkensee. Für die Abwasserentsorgung ist der 

Zweckverband Kremmen verantwortlich.  

Die OWA hat mit Schreiben vom 24.04.2020 mitgeteilt, dass sich vor dem Grundstück des 

geplanten Feuerwehrneubaus kein öffentliches Trinkwasserleitungsnetz befindet. Die im 

Straßenraum des Schlossdamms vorhandene Leitung PE 90 x 5,4 müsste mindestens um 50 m 

nach Süden erweitert werden. Hierzu kann ein Erschließungsvertrag gefertigt werden. 

Der Zweckverband Kremmen hat mit Schreiben vom 06.05.2020 Folgendes mitgeteilt: „Die 

rechtliche Sicherung der Schmutzwasserbeseitigung für das Plangebiet … hat durch den 

Abschluss eines Schmutzwasser-Erschließungsvertrages zwischen dem Vorhabenträger und dem 

Zweckverband Kremmen zu erfolgen. Die Ableitung des Schmutzwassers ist durch einen 

Variantenvergleich vom Vorhabenträger zu untersuchen und die Realisierung mit dem 

Zweckverband abzustimmen.“ 

Gasversorgung 

Versorgungsträger ist die EMB Erdgas Mark Brandenburg GmbH. Laut Bestandsauskunft der 

Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg vom 24.04.2020 sind die schräg gegenüberliegenden 

Wohnhäuser Schlossdamm 3, 5, 7 und 9 von Norden kommend an die zentrale Gasversorgung 

angeschlossen.  

Elektroenergieversorgung 

Versorgungsträger ist die E.DIS Netz GmbH. Der Träger öffentlicher Belange hat mit 

Stellungnahme vom 25.05.2021 mitgeteilt, dass keine Einwendungen gegen die Planung 

bestehen. Laut den der Stellungnahme beigefügten Planunterlagen verläuft durch das 

nordwestliche Plangebiet eine Mittelspannungsfreileitung. Der nordöstliche Grenzbereich wird 

zudem durch eine unterirdische Stromleitung tangiert. Für die Erschließung der neu entstehenden 

Bebauung ist in Abhängigkeit der zukünftig benötigten elektrischen Leistung der Ausbau des 

Versorgungsnetzes erforderlich. 

Telekommunikation 

Die Deutsche Telekom AG hat mit Stellungnahme vom 09.06.2020 mitgeteilt, dass zur 

Versorgung des neuen Baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom die 

Verlegung neuer TK-Linien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets erforderlich ist. 

„Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit den 

Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 

Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH … 

so früh wie möglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

Sollte die Zuwegung mit einer Eintragung u.a. eines Leitungsrechts in Form einer 

Grunddienstbarkeit erfolgen, da sie nur über die Flurstücke 446, 444, 442, 452 und/oder 450 

machbar ist, müssen diese Flächen zur Erschließung des Plangebietes mit 

Telekommunikationsinfrastruktur zur Verfügung stehen. 

Zur Sicherung der Telekommunikationsversorgung bitten wir deshalb, diese privaten 

Verkehrsflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB als mit einem Leitungsrecht zu Gunsten der 

Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn als zu belastende Fläche festzusetzen. 

Diese Kennzeichnung alleine begründet das Recht zur Verlegung und Unterhaltung jedoch noch 

nicht. Deshalb muss in einem zweiten Schritt die Eintragung einer beschränkten persönlichen 
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Dienstbarkeit im Grundbuch mit folgendem Wortlaut: "Beschränkte persönliche Dienstbarkeit 

für die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, 

Änderung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, verbunden mit einer 

Nutzungsbeschränkung." erfolgen. 

Vor diesem Hintergrund weisen wir vorsorglich darauf hin, dass wir die TK-Linien nur dann 

dort verlegen können, wenn die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu 

Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch erfolgt ist.“ 

Die genannten Flurstücke des angrenzenden Radweges befinden sich außerhalb des Geltungs-

bereiches des Bebauungsplanes. Erforderliche Grunddienstbarkeiten auf diesen Flächen sollen 

bei Erforderlichkeit im Wege des Vollzugs des Bebauungsplanes eingetragen werden. Die Stadt 

Kremmen hat geprüft, dass dies möglich ist. 

 

2.5 Eigentumsverhältnisse 

Eigentümer der Flurstücke 443, 451 und 453, die zwischenzeitlich zum Flurstück 462 vereinigt 

wurden, ist die Stadt Kremmen. Die Flurstücke 445 und 447 befinden sich gegenwärtig noch in 

privatem Eigentum. Beide Grundstücke haben einen anderen Eigentümer. 

Grunddienstbarkeiten und Baulasten sind nicht bekannt. 

 

3. Planungsvorgaben und fachbezogene Anforderungen 

3.1 Landes- und Regionalplanung 

Gemeinsames Landesentwicklungsprogramm Berlin/Brandenburg vom 18.12.2007 

Das Gemeinsame Landesentwicklungsprogramm enthält die Grundsätze für die Entwicklung des 

Gesamtraumes Brandenburg-Berlin, das Leitbild der dezentralen Konzentration sowie 

Grundsätze für die Fachplanungen. Seine Festlegungen sind Grundlage für die 

Landesentwicklungspläne. 

Für die Stadt Kremmen sind im Zuge des vorliegenden Planverfahrens folgende im 

Gemeinsamen Landesentwicklungsprogramm Berlin/Brandenburg genannten Grundsätze als 

wesentlich anzusehen: 

1. Die Innenentwicklung soll Vorrang vor der Außenentwicklung haben. Dabei sollen die 

Erhaltung und Umgestaltung des baulichen Bestandes in vorhandenen 

Siedlungsbereichen und die Reaktivierung von Siedlungsbrachflächen bei der 

Siedlungstätigkeit Priorität haben. 

 

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR)  

Die Verordnung über den LEP HR ist am 01.07.2019 in Kraft getreten. Der LEP HR 

konkretisiert die im Gemeinsamen Landesentwicklungsprogramm genannten Grundsätze und 

Ziele sachlich und räumlich für den Gesamtraum Berlin-Brandenburg. Er konzentriert sich auf 

die allgemeine Festlegung des Siedlungsraumes und des zu erhaltenen Freiraumes sowie auf 

Festlegungen zur Verkehrsplanung. 

Für die Stadt Kremmen selbst ergeben sich unter Berücksichtigung des Geltungsbereiches des 

Bebauungsplanes insbesondere folgende Ziele und Grundsätze:  
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Siedlungsentwicklung: 

Ziele - Neue Siedlungsflächen sind an vorhandene Siedlungsgebiete anzuschließen (Ziel 

5.2).  

Grundsätze: - Die Siedlungsentwicklung soll unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen 

innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme 

vorhandener Infrastruktur auf die Innenentwicklung konzentriert werden. Dabei 

sollen die Anforderungen, die sich durch die klimabedingte Erwärmung 

insbesondere der Innenstädte ergeben, berücksichtigt werden. Die Funktionen 

Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Bildung und Erholung sollen einander räumlich 

zugeordnet und ausgewogen entwickelt werden. (Pkt. 5.1).  

 

Kulturlandschaften und ländliche Räume: 

Grundsätze - Die ländlichen Räume sollen so gesichert und weiterentwickelt werden, dass sie 

einen attraktiven und eigenständigen Lebens- und Wirtschaftsraum bilden, ihre 

typische Siedlungsstruktur und das in regionaler kulturlandschaftlicher 

Differenzierung ausgeprägte kulturelle Erbe bewahren und ihre landschaftliche 

Vielfalt erhalten (Grundsatz 4.3).  

 

Freiraumentwicklung: 

Grundsätze - Der bestehende Freiraum soll in seiner Multifunktionalität erhalten und 

entwickelt werden. Bei Planungen und Maßnahmen, die Freiraum in Anspruch 

nehmen oder neu zerschneiden, ist den Belangen des Freiraumschutzes 

besonderes Gewicht beizumessen. Der landwirtschaftlichen Bodennutzung ist bei 

der Abwägung mit konkurrierenden Nutzungsansprüchen besonderes Gewicht 

beizumessen. (Grundsatz 6.1) 

Die Stadt Kremmen hat Möglichkeiten der Innenentwicklung geprüft und sich auf Grundlage der 

in Kapitel 5.1.2 ausgeführten Argumente gegen die geprüften Standortalternativen im 

bestehenden Siedlungszusammenhang entschieden. Sie misst bei der Standortfrage im Rahmen 

der Abwägung insbesondere dem Schutz der Wohnbevölkerung vor Emissionen durch den 

Betrieb der Feuerwehr, dem Erhalt eines innerstädtischen Grünzuges mit Baumbestand, der 

schnellen Erreichbarkeit der Autobahn als ein Haupteinsatzbereich der Feuerwehr und der 

strikten Einhaltung der Hilfsfristen der Feuerwehr ein höheres Gewicht bei als dem Erhalt der 

betroffenen 0,77 ha Landwirtschaftsfläche im bisher unbebauten Freiraum. Aufgrund der 

zentralen Lage am Stadtkern ist der neue Versorgungsstandort den im Grundsatz 5.1 Satz 3 LEP 

HR genannten Funktionen einander räumlich zugeordnet und relativ ausgewogen entwickelt.  

In der Festlegungskarte erfolgt für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes generalisiert keine 

Flächenzuordnung. Die Stadt Kremmen ist kein zentraler Ort.  

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung hat mit Stellungnahme vom 04.06.2020 bestätigt, 

dass derzeit kein Widerspruch zu Zielen der Raumordnung zu erkennen ist und dies wie folgt 

erläutert: „Gegenüber der Zielanfrage wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplanes um eine 

Parkplatzfläche erweitert und nach Norden verschoben. Nunmehr besteht Anschluss an das 

Siedlungsgebiet der Kernstadt Kremmen. Damit ist der Konflikt mit Zielen der Raumordnung 

ausgeräumt.“ 
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Regionalplan Prignitz-Oberhavel – Sachlicher Teilplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ 

Der sachliche Teilplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ ist mit der Bekantmachung der 

Genehmigung im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 51 am 23.12.2020 in Kraft getreten.  

Die Kernstadt bzw. der Ortsteil Kremmen ist als Grundfunktionaler Schwerpunkt festgelegt. 

   

3.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan stellt die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung 

ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den 

Grundzügen dar. Eine wichtige Funktion erhält der Flächennutzungsplan aus § 8 Abs. 2 BauGB, 

wonach die unmittelbar rechtsetzenden Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 

entwickeln sind. Der Flächennutzungsplan bildet somit die erste Stufe im zweistufigen 

Planungssystem des Baugesetzbuches mit der vorbereitenden Bauleitplanung 

(Flächennutzungsplanung) als erster Stufe und der verbindlichen Bauleitplanung 

(Bebauungsplanung) als zweiter Stufe. Während der Flächennutzungsplan die städtebauliche 

Planung der Gemeinde in den Grundzügen vorzeichnet, hat der Bebauungsplan die Aufgabe, aus 

der aktuellen Situation heraus konkret und detailliert den vorgegebenen Rahmen auszufüllen.  

Die Stadt Kremmen verfügt über einen in Kraft getretenen Flächennutzungsplan. In diesem ist 

der Geltungsbereich des Bebauungsplanes in den Grundzügen als Bestandteil von Flächen für 

die Landwirtschaft dargestellt. Der beabsichtigte Bebauungsplan ist somit nicht gemäß § 8 Abs. 

2 BauGB aus dem geltenden Flächennutzungsplan der Stadt entwickelt. Der 

Flächennutzungsplan ist daher zu ändern. Es ist beabsichtigt, dass der Flächennutzungsplan im 

Zuge der Neuaufstellung während des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan entsprechend 

angepasst wird. Der Bebauungsplan bedarf der Genehmigung durch die höhere 

Verwaltungsbehörde, wenn er vor Inkrafttreten des neu aufgestellten Flächennutzungsplanes 

bekannt gemacht werden soll. Voraussetzung hierfür wäre, dass nach dem Stand der 

Planungsarbeiten anzunehmen ist, dass der Bebauungsplan aus den künftigen Darstellungen des 

Flächennutzungsplanes entwickelt sein wird. 

 

3.3 Bestehendes Recht im Plangebiet 

Das Plangebiet umfasst gegenwärtig ausschließlich Flächen, die planungsrechtlich dem 

Außenbereich zuzuordnen sind. Die Zulässigkeit von Vorhaben wäre somit gegenwärtig auf 

Grundlage des § 35 BauGB zu beurteilen. 

 

3.4 Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht 

Innerhalb des Plangebietes selbst befinden sich keine Schutzgebiete und sonstige Schutzobjekte 

nach dem Naturschutzrecht.  

Das Plangebiet tangiert jedoch das nördliche Ende einer gemäß § 17 BbgNatSchAG geschützten 

Lindenallee. Ob die vier zwischen dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes und der Fahrbahn 

des Schlossdamms stehenden Linden gegenwärtig noch Bestandteil der geschützten sich nach 

Süden anschließenden Lindenallee entlang des Schlossdamms sind, ist nicht eindeutig. Durch 

bereits vollzogene Baumfällungen an der westlichen Seite des Schlossdamms ist der 

ursprüngliche Alleencharakter in diesem Bereich durch große Baumabstände schon weitgehend 

verloren gegangen. Zum nächsten südlich liegenden Baum besteht z. B. bereits ein Abstand von 

rund 100 m. Es bestehen somit auch Anhaltspunkte dafür, dass die 4 auf Höhe des Plangebietes 

gelegenen Linden möglicherweise nicht mehr dem Schutz des § 17 BbgNatSchAG unterliegen.  
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Gemäß § 17 BbgNatSchAG dürfen Alleen nicht beseitigt, zerstört, beschädigt oder sonst 

erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt werden. Von den Verboten kann eine Ausnahme 

zugelassen werden, wenn sie aus zwingenden Gründen der Verkehrssicherheit erforderlich ist 

und keine anderen Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit erfolgreich durchgeführt 

werden konnten. Kommt es aufgrund der durchgeführten Maßnahmen zu einer 

Bestandsminderung, sind die jeweiligen Eigentümer oder Eigentümerinnen zu verpflichten, in 

angemessenem und zumutbarem Umfang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Die Pflichten gelten 

auch für Maßnahmen der Straßenbaulastträger im Rahmen der Straßenunterhaltung. Um den 

Alleenbestand nachhaltig zu sichern, soll die jeweils zuständige Behörde, insbesondere im 

Rahmen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, rechtzeitig und in ausreichendem Umfang 

Alleenneupflanzungen festsetzen oder für deren Durchführung sorgen. 

 

3.5 Denkmalschutz 

Das Plangebiet befindet sich nicht im direkten Umgebungsbereich von Baudenkmalen. Es 

befindet sich jedoch im weiteren Umfeld der durch eine Denkmalbereichssatzung geschützten 

Altstadt von Kremmen. In die nordöstliche Ecke  des Plangebietes ragt das Bodendenkmal 

70252, mittelalterlicher und neuzeitlicher Kern der Stadt Kremmen sowie eine Siedlung und ein 

Gräberfeld der Slawenzeit (einschließlich der Umgebungsschutzzone) hinein. 

 

 

 

 

4. Planungskonzept/Begründung der Festsetzungen/Abwägung 

4.1 Flächen für den Gemeinbedarf 

Das für die Errichtung der baulichen Anlagen der Feuerwehr vorgesehene Gebiet wird als Fläche 

für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Feuerwehr festgesetzt. Die Festsetzung sichert 

die Errichtung von Gebäuden für die Stützpunktfeuerwehr sowie der erforderlichen 

Nebenanlagen und der notwendigen Stellplätze mit ihren Zufahrten.  

Gemäß städtebaulichem Konzept ist in der Fläche die Errichtung folgender baulicher Anlagen 

geplant: 

- ein Feuerwehrgebäude (Grundfläche rund 1050 m
2
) mit einer Fahrzeughalle 

(6 Stellplätze) und diversen Räumen,  

- Zufahrten zur bzw. Aufstellfläche vor der Fahrzeughalle, 

- eine Stellplatzanlage mit 23 Stellplätzen hinter dem Feuerwehrgebäude mit den 

Zufahrten, 

- Übungsfläche (rund 400 m
2
) zzgl. Garagengebäude mit Raum zur Lagerung von 

Übungsmitteln (rund 110 m
2
). 

Die Zweckbestimmung wird unter Berücksichtigung der Hinweise aus der Stellungnahme des 

Landkreises Oberhavel vom 30.06.2021 mittels textlicher Festsetzung wie folgt konkretisiert: „In 

der Fläche für den Gemeinbedarf sind folgende Nutzungen zulässig: Feuerwehrgebäude mit 

Fahrzeughalle und Feuerwehraufstellflächen, Garagengebäude mit Lagerraum für Übungs-

mittel, Übungsfreiflächen, Stellplatzanlage.“ 

Die Fläche beinhaltet auch die erforderlichen Böschungen zu den benachbarten tieferliegenden 

Grünflächen bzw. Freiräumen. 
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Die Pflicht zur Beachtung von Zielen der Raumordnung gilt z. B. auch bei Entscheidungen über 

die Zulässigkeit raumbedeutsamer Vorhaben öffentlicher Stellen, die sich nach § 30 BauGB 

beurteilen. Die Errichtung der geplanten Feuerwehr innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf 

ist (nur) im Zusammenhang mit der Entwicklung der festgesetzten öffentlichen Parkfläche mit 

den Ziel 5.2 des Landesentwicklungsplanes Hauptstadtraum Brandenburg-Berlin (LEP HR) 

vereinbar (siehe auch Kapitel 1.4 und 3.1). 

 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Als Maß der baulichen Nutzung werden im vorliegenden Bebauungsplan die Grundfläche 

baulicher Anlagen und die Höhe baulicher Anlagen festgesetzt. 

 

Grundfläche baulicher Anlagen 

Es wird festgesetzt, dass die Grundfläche baulicher Anlagen (GR) in der Fläche für den 

Gemeinbedarf 4.000 m
2
 nicht überschreiten darf. Die textliche Festsetzung 1.2.1 zur zulässigen 

Grundfläche wird unter Berücksichtigung der Hinweise aus der Stellungnahme des Landkreises 

Oberhavel vom 30.06.2021 wie folgt formuliert: „In der Fläche für den Gemeinbedarf darf eine 

Grundfläche von maximal 4.000 m
2
 durch bauliche Anlagen überdeckt werden.“ Die Festsetzung 

bezieht sich auf die Summe aller baulichen Anlagen mit Ausnahme der begrünten Freiflächen, 

auch wenn diese als Böschungen oder Versickerungsmulden angelegt sind. Entsprechend dem 

aktuellen Entwurf des Konzeptplanes (vgl. Anhang 4) ist nach gegenwärtigem Sachstand davon 

auszugehen, dass inklusive der Übungsfreifläche eine Fläche von bis zu rund 3.700 m
2
 durch 

bauliche Anlagen überdeckt wird. Durch die Festsetzung werden entsprechend 300 m
2
 mehr 

ermöglicht. Die zu begrünenden Flächen wie die zukünftigen Böschungen und 

Versickerungsmulden werden nicht als Bestand der baulichen Anlagen eingerechnet. 

Die im hinteren Bereich der Fläche für den Gemeinbedarf angeordnete Übungsfreifläche, die als 

Naturrasenfläche ausgebildet werden soll, wird nach derzeitigem Stand der Planung eine 

Grundfläche von rund 400 m
2
 einnehmen. Für etwaige separate Festsetzungen zu dieser 

Übungsfläche besteht kein städtebauliches Erfordernis. 

 

Höhe baulicher Anlagen 

Aufgrund der spezifischen Lage im weiteren Umfeld der durch eine Denkmalbereichssatzung 

geschützten Altstadt von Kremmen und direkt am relativ weiträumig wahrnehmbaren Stadtrand 

ist die Sicherung einer sich in das Landschafts- und Ortsbild einfügenden Höhe des 

Hauptgebäudes städtebaulich erforderlich. Als Höhe baulicher Anlagen wird die Oberkante des 

Gebäudes als Höchstmaß für das größere Gebäude mit 44 m über NHN im DHHN2016 und für 

das kleinere Gebäude mit 42 m über NHN im DHHN2016 festgesetzt. Entsprechend der 

Entwurfsplanung von DORN-BECKER-ARCHITEKTEN
1
 soll die Oberkante Fertigfußboden für das 

größere Feuerwehrgebäude auf einer Höhe von 37,1 m über NHN im DHHN2016 ausgeführt 

werden (vgl. Kap. 4.8). Die zulässige Höhe des neuen Feuerwehr-Hauptgebäudes wird mit der 

festgesetzten Oberkante demnach auf höchstens 7,10 m über der neu aufgeschütteten bzw. 

8,40 m über der bestehenden Geländeoberfläche begrenzt. Für das zweite geplante hintere 

Feuerwehrgebäude ist eine nur um 2 m geringere Gebäudehöhe zulässig. 

                                                 
1
 DORN-BECKER-ARCHITEKTEN: Neubau Feuerwehr Kremmen, Entwurfsplanung, Lageplan (mit Erdgeschoss), 

Königs Wusterhausen 19.11.2020 und 10.03.2021 
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Mittels textlicher Festsetzung wird bestimmt, dass die zulässige Höhe der Oberkante der 

Gebäude durch untergeordnete technische Aufbauten um maximal 1 m überschritten werden 

darf. 

Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen ist Normalhöhennull (NHN) im Deutschen 

Haupthöhennetz 2016 (DHHN2016). 

 

4.3 Überbaubare Grundstücksfläche  

Die überbaubare Grundstücksfläche wird im vorliegenden Bebauungsplan mittels Baugrenzen 

festgesetzt. Die Baugrenze gibt die äußere Grenze der möglichen Bebauung für die 

Hauptanlagen unter Zugrundelegung der Entwurfsplanung von DORN-BECKER-ARCHITEKTEN
1
 an. 

Zur Ermöglichung von Spielräumen für Veränderungen bzw. Konkretisierungen erfolgt eine 

erweiterte Baukörperfestsetzung. Im hinteren Bereich der Fläche für die Feuerwehr ist nach 

derzeitigem Stand des städtebaulichen Konzeptes ein Garagengebäude zur Unterbringung eines 

Mannschaftstransportwagens und von Anhängern mit Raum zur Lagerung von Übungsmitteln 

vorgesehen. Zur Sicherung dieses Gebäudes als eine Hauptanlage wird eine zweite überbaubare 

Grundstücksfläche festgesetzt. 

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen können ansonsten allgemein Nebenanlagen im 

Sinne des § 14 BauGB zugelassen werden. Gleiches gilt für bauliche Anlagen, die nach der 

BbgBO in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können. Dies sind 

insbesondere Stellplätze mit ihren Zufahrten. Einer gesonderten Festsetzung hierzu bedarf es 

nicht.  

 

4.4 Bauweise 

Die Festsetzung der Bauweise ist nicht erforderlich, da die Anordnung des Baukörpers auf dem 

Grundstück bereits durch Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen hinreichend 

geregelt werden soll. 

 

4.5 Verkehrsflächen und Stellplätze 

Öffentliche Verkehrsflächen 

Entsprechend den Zielen des Bebauungsplanes (vgl. Kapitel 1.2) wird im nördlichen Teil des 

Plangebietes eine öffentliche Parkfläche festgesetzt. In dieser ist entsprechend des 

Konzeptplanes (vgl. Anhang 4) die Anlage eines öffentlichen Parkplatzes mit rund 70 

Stellplätzen beabsichtigt. 

Die Sicherung einer öffentlichen Parkfläche im Plangebiet ist neben der Festsetzung der Fläche 

für die Feuerwehr das wesentliche Ziel und der wesentliche Inhalt des Bebauungsplanes.  

Die öffentliche Parkfläche wird auf bisher noch privaten Flurstücken festgesetzt. Die Stadt 

Kremmen begründet mit der Festsetzung einer öffentlichen Nutzung auf Privatgrundstücken 

einen Übernahmeanspruch. Mögliche Entschädigungsansprüche sind in § 40 ff. BauGB geregelt. 

Die Festsetzung der öffentlichen Nutzung auf dem Privatflurstück führt auch in Abwägung mit 

privaten Belangen zu hohen Anforderungen an die Begründung der Erforderlichkeit der 

festgesetzten Nutzung an diesem Standort. Die Vollziehbarkeit der festgesetzten öffentlichen 

Parkfläche ist eine Voraussetzung dafür, dass die Errichtung der geplanten Feuerwehr mit den 

Zielen der Raumordnung vereinbar ist. 
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Die Pflicht zur Beachtung von Zielen der Raumordnung gilt z. B. auch bei Entscheidungen über 

die Zulässigkeit raumbedeutsamer Vorhaben öffentlicher Stellen, die sich nach § 30 BauGB 

beurteilen. Die Errichtung der geplanten Feuerwehr innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf 

ist (nur) im Zusammenhang mit der Entwicklung der festgesetzten öffentlichen Parkfläche mit 

den Ziel 5.2 des Landesentwicklungsplanes Hauptstadtraum Brandenburg-Berlin (LEP HR) 

vereinbar (siehe auch Kapitel 1.4 und 3.1).  

Anbindung an den Schlossdamm und sonstige Belange des Landesbetriebs Straßenwesen 

Das Plangebiet wird über den Schlossdamm erschlossen. Über diese Landesstraße ist die direkte 

Anbindung an das regionale Straßennetz beabsichtigt. Das Plangebiet grenzt nicht unmittelbar an 

die öffentliche Straßenverkehrsfläche an. Zwischen Plangebiet und Straßenflurstück liegen die 

Flurstücke 446, 444, 442, 452, 450 mit dem Radweg. Aus diesem Grund wird es im Vollzug des 

Bebauungsplanes erforderlich sein, eine Überfahrung der genannten Flurstücke mittels 

Grunddienstbarkeiten zu sichern. 

Der Landesbetrieb Straßenwesen hat mit Stellungnahme vom 15.05.2020 mitgeteilt, dass aus 

straßenrechtlicher Sicht die Zustimmung bei innerörtlicher Lage des B-Plangebietes in Aussicht 

gestellt werden kann (Verschiebung des OD-Steins oder Verlagerung des BP-Gebietes). Die 

Stadt Kremmen hat sich entschieden, den Geltungsbereich beizubehalten und als Voraussetzung 

für den Vollzug des Bebauungsplanes den OD-Stein nach Süden mindestens an die Südgrenze 

des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zu versetzen. Damit fällt der neue Abschnitt der 

Ortsdurchfahrt des Schlossdammes mit den sich daraus ergebenden Pflichten in die Baulast der 

Stadt Kremmen. Dies sichert die Stadt mittels Selbstbindungsbeschlusses. 

Der Landesbetrieb Straßenwesen hat darüber hinaus mit Stellungnahme vom 15.05.2020 noch 

auf die Beachtung folgender Nebenbestimmungen hingewiesen:  

1. Die geplanten Zufahrten sind so zu legen, dass möglichst wenig Bäume gefällt werden 

müssen. Die Möglichkeiten der Bündelung beider Zufahrten ist zu prüfen. 

2. Im Zuge des BP-Verfahrens ist nachzuweisen, dass die Zufahrten auf die Landesstraße den 

durchgehenden Kfz-Verkehr nicht behindern (Schleppkurvennachweis für Einsatzfahrzeuge, 

Nachweis der Sichtfelder). 

3. Durch die Nutzung des Parkplatzes darf es zu keiner Beeinträchtigung des Verkehrsflusses 

auf der L 19 kommen. Es ist verkehrstechnisch nachzuweisen, dass auf der Landesstraße in 

Richtung Parkplatz keine Linksabbiegespur erforderlich ist. 

4. Für die Realisierung der Anbindung des BP-Gebietes an die Landesstraße ist die 

Überbauung der Entwässerungsanlagen vorgesehen. Für den Planungsbereich ist ein 

Entwässerungskonzept unter Berücksichtigung der Straßenentwässerung der L 19, des 

vorhandenen Radweges und des vorhandenen offenen Grabens vorzulegen. 

5. Der vorhandene gemeinsame Geh- und Radweg ist auf die Belastung für Schwerverkehr 

(Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr) im Bereich der Zufahrt auszubauen. 

6. Die Sichtdreiecke auf die L 19 sind aufgrund des Baumbestandes nachzuweisen. 

7. Zur Genehmigung der verkehrlichen Anbindung an die Landesstraße ist dem LS als 

Straßenbaulastträger ein Lageplan M 1:250 der Zufahrtbereiche zur Prüfung vorzulegen. 

Die Stadt Kremmen hat zur Prüfung der Nebenbestimmungen das IPW ING.-BÜRO WEILAND
2
 

(Kurzbericht zu den Prüfungsergebnissen siehe Anhang 6)  beauftragt.  

                                                 
2
 IBW ING.-BÜRO WEILAND: Bebauungsplan 65 – Feuerwehr und Parkfläche am Schlossdamm In Kremmen – 

Erläuterungsbericht und diverse Pläne, Gransee 02.02.2021 
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Im Ergebnis wurde empfohlen, die beiden bisher geplanten Zufahrten zu einer Zufahrt 

zusammenzufassen (vgl. Anhang 3). Dadurch wäre nur die Fällung von 2 der 4 

straßenbegleitenden Linden erforderlich gewesen. 

Die Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg (FUK BB) hat daraufhin die Variante geprüft und mit 

Stellungnahme vom 10.03.2021 wie folgt erhebliche Bedenken geäußert: „Die FUK BB hat 

erhebliche Bedenken, dass die Alarmzufahrt der Feuerwehrangehörigen und die Auffahrt/ 

Ausfahrt des Parkplatzes für die Öffentlichkeit über eine Zuwegung führen soll. Hier kann es zu 

Kreuzungsverkehr der unter Eile anrückenden Einsatzkräfte  und der vom Parkplatz weg- oder 

auch hinfahrenden Personen der Öffentlichkeit kommen, was eine erhebliche Gefährdung der 

Feuerwehrangehörigen mit sich bringt. Dies ist aus Sicht der FUK BB und der o. g. rechtlichen 

Regelungen aus DGUV Vorschrift 49, DGUV Regel 105-049 sowie der DGUV Information 

205-008 als äußerst kritisch zu sehen. Insofern sollte aus Sicht der FUK BB dringend an der 

bisherigen Planung festgehalten werden, sodass ein Kreuzungsverkehr durch eine eigene Zufahrt 

(getrennt von der Feuerwehr) vermieden wird.“ 

Die Stadt hat sich unter Abwägung für die Beibehaltung einer separaten Zufahrt zur öffentlichen 

Parkfläche entschieden (zur möglichen Anordnung dieser Zufahrt vgl. die Entwurfsplanung in 

Anhang 4). Eine direkte Zu- und Abfahrt zur öffentlichen Parkfläche macht auch eine Fällung 

der beiden straßenbegleitenden Linden auf der Grenze des Nachbarflurstücks 446 erforderlich, 

um die notwendigen Sichtdreiecke gewährleisten zu können. 

Es ist damit kein städtebauliches Erfordernis mehr erkennbar, die Lage der Ein- und Ausfahrt-

bereiche zum Schlossdamm oder Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt bereits im Bebauungsplan 

durch Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 BauGB verbindlich zu regeln. Entsprechende 

Festsetzungen unterbleiben daher. Die Entscheidung über die konkrete Anordnung der Ein- und 

Ausfahrten obliegt damit dem Vollzug des Bebauungsplanes. 

Es wurde vom IBW ING.-BÜRO WEILAND ebenfalls nachgewiesen, dass das dem Bebauungsplan 

zugrundeliegende Planungskonzept hinsichtlich Nachweise der Schleppkurven und 

Sichtdreiecke, Entwässerung sowie Ausbau des Geh- und Radweges für den Schwerverkehr 

vollziehbar ist und dass keine Linksabbiegespur auf dem Schlossdamm erforderlich ist. Die 

letztendliche Sicherung der Anforderungen obliegt dem Vollzug des Bebauungsplanes. 

Es ist nunmehr beabsichtigt, die Feuerwehr mit den 6 Stellplätzen, der Fahrzeughalle und der 

Zufahrt zu den hinter dem Gebäude liegenden Stellplätzen über eine zusammenhängende 

insgesamt rund 34 m breite Zufahrt und die öffentliche Parkfläche über eine eigene Zufahrt 

jeweils direkt an den Schlossdamm anzubinden (vgl. Konzeptplan im Anhang 4). 

Der Landesbetrieb Straßenwesen hat mit erneuter Stellungnahme vom 08.06.2021 die 

Zustimmung unter folgenden Auflagen und Nebenbestimmungen in Aussicht gestellt: 

1. Versetzung des OD-Steins an den südlichen Rand des Plangebietes zur Sicherung der 

innerörtlichen Lage des B-Plangebietes. 

2. Verschiebung des Ortsschildes an den südlichen Rand des Plangebietes zur Reduzierung 

der Geschwindigkeit im Bereich der geplanten Zufahrten. 

3. 1,5-facher Ersatz für die Fällung von Straßenbäumen an der Landesstraße L19 durch 

Nachpflanzungen am Schlossdamm. 

4. Mit geplantem Anschluss der Entwässerung der Oberflächen des Bebauungsplanes an 

den RW-Kanal des Landesbetriebs Straßenwesen, erfüllt dieser die Funktion einer 

öffentlichen Leitung. Öffentliche Leitungen gehören nach Wasserrecht in die 

Unterhaltungslast der Stadt. Die wasserrechtliche Erlaubnis ist somit von der Stadt 

einzuholen. Hierzu ist zwischen der Stadt und dem Landesbetrieb Straßenwesen ein 

Nachtrag zur bestehenden Verwaltungsvereinbarung abzuschließen. 
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Die Behörde hat mitgeteilt, dass nach Vorlage der Genehmigungen zu den Punkten 1 und 2 und 

der wasserrechtlichen Erlaubnis die Zustimmung zum Bebauungsplan in Aussicht gestellt 

werden kann. 

Die zuständige Mitarbeiterin des Landesbetriebs Straßenwesen hat auf Nachfrage telefonisch 

mitgeteilt, dass mit einer Zustimmung zur Versetzung des OD-Steins zu rechnen ist. Es sind 

auch keine Gründe erkennbar, die gegen eine Genehmigung der erforderlichen Verschiebung des 

Ortsschildes und die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur (auch teilweisen) 

Entwässerung des Plangebietes über bestehende Leitungen sprechen. Die Stadt geht daher davon 

aus, dass die Genehmigungen zu den Punkten 1 und 2 und die wasserrechtliche Erlaubnis zum 

Punkt 4 erteilt werden und der Bebauungsplan diesbezüglich vollziehbar ist. 

Es ist die Fällung von 4 Straßenbäumen erforderlich. Demnach sind gemäß Punkt 3 der Behörde 

6 Bäume am Schlossdamm als Ersatz nachzupflanzen. Die Standorte für die Nachpflanzung 

wurden mit dem zuständigen Mitarbeiter des Landesbetriebs Straßenwesen abgestimmt und 

erfolgen außerorts. Die Pflanzung der entsprechenden Bäume sichert die Stadt mittels 

Selbstbindungsbeschluss und Verwaltungsvereinbarung mit der Behörde.  

Fläche für Stellplätze  

Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf ist hinter dem Feuerwehrgebäude die Anordnung 

einer Stellplatzanlage mit 23 Stellplätzen  beabsichtigt. Es ist kein städtebauliches Erfordernis 

ersichtlich, die Fläche als Fläche für Stellplätze mit ihren Zufahrten gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 

BauGB festzusetzen. Eine entsprechende Festsetzung unterbleibt daher. Gemäß § 12 Abs. 1 

BauNVO sind Stellplätze in allen Baugebieten zulässig, soweit sich aus den Absätzen 2 bis 6 

nichts anderes ergibt. Diese finden auf die vorliegende Planung jedoch keine Anwendung.  

Sonstige Hinweise 

Der Fachdienst Verkehr des Landkreises Oberhavel hat mit Stellungnahme vom 30.06.2021 

insbesondere folgende den Vollzug des Bebauungsplanes betreffende Hinweise gegeben: 

„Verkehrssicherheit und Sichtverhältnisse stehen in direkter Beziehung. Deshalb muss auf 

Einhaltung der Sichtfelder geachtet werden. Es darf zu keinen Sichtbehinderungen von 

wartepflichtigen Fahrzeugen kommen. 

Die Anlage von Stellflächen bzw. der Errichtung von Park-flächen hat entsprechend der RASt 06 

(Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen) bzw. der EAR 05 (Empfehlungen für Anlagen des 

ruhenden Verkehrs) zu erfolgen. 

Entsprechend § 45 Abs. 6 StVO muss vor Beginn von Arbeiten, die sich auf den Straßenverkehr 

auswirken, der Bauunter-nehmer unter Vorlage eines Verkehrszeichenplanes vom Fachbereich 

Verkehr und Ordnung, Fachdienst Verkehr Anordnungen nach § 45 Abs. 1 bis 3 

Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) darüber einholen, 

- wie seine Arbeitsstelle abzusperren und zu kennzeichnen ist, 

- ob und wie der Verkehr, auch bei teilweiser Straßensperrung, zu beschränken, zu leiten und 

zu regeln ist, 

- ob und wie er Straßen und Umleitungen zu kennzeichnen hat. 

 Zur fristgemäßen Bearbeitung des Antrages sollte dieser ca. 14 Tage vor Baubeginn beim 

Fachdienst Verkehr eingehen. 

Für die nach § 45 Abs. 1 StVO neu anzuordnenden Verkehrszeichen und Markierungen sind 

rechtzeitig vor Fertigstellung die Markierungs- und Beschilderungspläne beim Fachdienst 

Verkehr zur Anordnung vorzulegen. Hierbei ist zu beachten, dass die gegenwärtig vorhandenen 

und neu anzuordnenden Verkehrszeichen gesondert aufgeführt sind.“ 
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4.6 Führung oberirdischer Versorgungsleitungen 

Eine oberirdische Mittelspannungsleitung überspannt den nordwestlichen Teil des Plangebietes. 

Im Entwurf des Bebauungsplanes vom April 2021 wurde diese Leitung noch zum Erhalt 

festgesetzt. Die E.DIS Netz GmbH hat jedoch mit Schreiben vom 24.06.2021 festgestellt, dass 

sich durch die Baumaßnahme ein Konflikt mit ihrer dort vorhandenen 1 kV-Freileitung ergibt, 

welche durch ein Kabel in neuer Trasse ersetzt werden muss. Der Träger öffentlicher Belange 

hat der Stadt ein Vertragsangebot für die Umverlegung der Leitung unterbreitet und erklärt, dass 

die Umverlegung für die Stadt Kremmen kostenfrei ist. Es besteht somit offensichtlich kein 

städtebauliches Erfordernis zum Erhalt dieser Freileitung. Auf eine entsprechende Festsetzung 

der Leitungsführung als Mittelspannungsleitung wird daher verzichtet. 

 

4.7 Grünordnerische Festsetzungen 

Zur Sicherung eines Teilausgleichs der durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes 

ermöglichten erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie zur Gestaltung von Übergängen zwischen 

festgesetztem Baugebiet und der offenen Landschaft sind grünordnerische Festsetzungen 

erforderlich. Vergleiche hierzu auch Kap. 5.4. 

Im Bebauungsplan erfolgt keine Festsetzung von einzelnen Gehölzarten, da für eine solche 

Festsetzung keine städtebaulichen Gründe vorliegen. Es wird lediglich festgesetzt, dass Arten 

der Anlage 1 zum Erlass zur Verwendung gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien 

Natur vom 02.12.2019 (Abl. Nr. 9, S. 203) zu verwenden sind. Diese Festsetzung ist zur 

Sicherung des Teilausgleichs im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gemäß § 1 a BauGB 

erforderlich, da die grünordnerischen Festsetzungen zu Gehölzpflanzungen maßgeblich unter 

Berücksichtigung der Eingriffsregelung erfolgen. Eine Sicherung der Ausgleichsfunktion der 

Pflanzfestsetzungen  ist nur bei heimischen Gehölzarten gewährleistet. 

 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Entsprechend der Bilanzierung zur Eingriffsregelung im grünordnerischen Fachbeitrag werden 

Gehölzpflanzungen an der südwestlichen Plangebietsgrenze empfohlen. Diese dienen dem 

Teilausgleich für den Verlust von mittelwertigen Biotopflächen. Die mindestens teilweise 

Sicherung einer Eingrünung als Abgrenzung zum offenen Landschaftsraum ist zudem zur 

Minderung von Eingriffen in das Landschaftsbild am städtischen Ortsrand im Bereich der 

Altstadt erforderlich. Die Empfehlung wird berücksichtigt. Die festgesetzte Pflanzfläche umfasst 

rund 220 m
2
. Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind je 30 m

2
 

Pflanzfläche mindestens ein heimischer Laubbaum und 9 heimische Sträucher zu pflanzen. Als 

Mindeststammumfang für die Baumpflanzungen werden 14 cm und als Mindestqualität wird für 

die Sträucher wird 60/80 festgelegt. Die Festsetzung der Mindestqualität ist zur Sicherung der 

Ausgleichsfunktion der Pflanzfestsetzung erforderlich. Die Festsetzung bestimmter Gehölzarten 

unterbleibt jedoch mangels städtebaulicher Erforderlichkeit. 

 

Allgemeine Bindung zu Baumpflanzungen  

Entsprechend der Bilanzierung zur Eingriffsregelung im Rahmen der Umweltprüfung wird 

innerhalb der festgesetzten öffentlichen Parkfläche die Pflanzung von 8 Bäumen empfohlen. 

Diese Empfehlung wird berücksichtigt. Entsprechend wird festgesetzt, dass innerhalb der 

öffentlichen Parkfläche mindestens 8 heimische Laubbäume zu pflanzen sind. Als Mindest-

stammumfang für die Baumpflanzungen werden 14 cm festgesetzt. Die Festsetzung der 
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Mindestqualität ist zur Sicherung der Ausgleichsfunktion der Pflanzfestsetzung erforderlich. Die 

Festsetzung bestimmter Gehölzarten unterbleibt jedoch mangels städtebaulicher Erforderlichkeit. 

Die konkrete Anordnung der zu pflanzenden 8 Bäume auf der öffentlichen Parkfläche wird dem 

Vollzug des Bebauungsplanes im Ergebnis der konkreten Freiraumplanung überlassen.  

 

Allgemeine Bindung zu Strauchpflanzungen  

Mittels textlicher Festsetzung wird gesichert, dass auf der rund 2 m breiten Böschung entlang der 

südlichen Grenze des räumlichen Geltungsbereiches eine Hecke mit heimischen Sträuchern zu 

pflanzen ist. Als Pflanzabstand der Sträucher wird maximal 1,50 m und als Pflanzqualität 

mindestens 60/80 bestimmt. Die Festsetzung ist für die Minderung von Eingriffen in das 

Landschafts- und Ortsbild erforderlich. Es wird die Pflanzung von heimischen Sträuchern, die 

für Böschungen und Hänge besonders geeignet sind, empfohlen. 

 

Hinweise zu erforderlichen Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches 

des Bebauungsplanes 

Im Ergebnis der Eingriffsregelung nach dem BNatSchG sind folgende Kompensations-

maßnahmen außerhalb des Plangebietes erforderlich: 

1. Extensivierung von Intensivgrünland aus dem zertifizierten Flächenpool „Kremmener Luch“ 

Für die vollständige Kompensation der durch das Vorhaben ermöglichten erheblichen Eingriffe 

ist in der Summe die Umwandlung von 18.640 m
2
 Intensiv- in Extensivgrünland 

erforderlich. Für den Eingriffsverursacher besteht die Möglichkeit, gegen Zahlung eines 

Entgelts seine rechtliche Verpflichtung für die Durchführung der Ersatzmaßnahme vollständig 

auf einen Dritten zu übertragen, mit der Folge, dass allein dieser nach erfolgter Zulassung die 

Durchführung und Pflege der Kompensation gewährleistet und für entsprechende Kontrollen 

durch die Zulassungs- bzw. zuständige Naturschutzbehörde zur Verfügung steht. Zu diesem 

Zweck wurde die zuständige Flächenagentur durch die oberste Naturschutzbehörde anerkannt. 

Das Entgelt für die Extensivierung von Intensivgrünland beträgt nach Auskunft der 

Flächenagentur 4,50 €/m
2
 netto. Daraus ergibt sich für die Kompensationsmaßnahme ein 

erforderliches Entgelt von insgesamt 83.880 € netto. Die Zahlung der Summe und die 

Durchführung der Maßnahme werden vor dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes oder ggf. vor 

Inanspruchnahme der Planreife nach § 33 BauGB mittels Vertrag zwischen der Flächenagentur 

Brandenburg GmbH und der Stadt Kremmen gesichert. 

2. Ergänzung der Allee entlang des Schlossdamms in der Gemarkung Kremmen 

Die Planung führt zur Fällung von 4 als Alleebäume gemäß § 17 BbgNatSchAG geschützten 

Linden am Schlossdamm. Für die Kompensation der erforderlichen Fällung ist die Neupflanzung 

von 20 Alleebäumen in Ergänzung einer bestehenden Allee erforderlich. Der Landesbetrieb 

Straßenwesen hat als Eigentümer der Bäume mit Stellungnahme vom 08.06.2021 den 1,5-fachen 

Ersatz gemäß Handbuch LBP gefordert, wobei die Nachpflanzungen am Schlossdamm 

vorzunehmen sind. Die Standorte für die Nachpflanzung wurden mit Behörde abgestimmt und 

erfolgen außerorts. Die Pflanzung der entsprechenden 6 Bäume sichert die Stadt mittels 

Selbstbindungsbeschluss und Verwaltungsvereinbarung mit der Behörde. Durch die Pflanzung 

der 6 Bäume wird ein Teilausgleich der gemäß Eingriffsregelung neu zu pflanzenden 20 

Alleebäume gesichert. 

 

3. Ergänzung der Allee entlang der Straße Moorhof in den Gemarkungen Flatow und Staffelde 
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Die Planung führt zur Fällung von 4 als Alleebäume gemäß § 17 BbgNatSchAG geschützten 

Linden am Schlossdamm. Für die Kompensation der erforderlichen Fällung ist die Neupflanzung 

von 20 Alleebäumen in Ergänzung einer bestehenden Allee erforderlich. Ein Teilausgleich (6 

Bäume) erfolgt entlang des Schlossdamms. Die Stadt Kremmen hat sich bezüglich der übrigen 

14 zu pflanzenden Bäume für die Ergänzung der Allee entlang der Straße Moorhof in den 

Gemarkungen Flatow und Staffelde als Kompensationsmaßnahme entschieden, in der noch 27 

mögliche Pflanzstellen zur Verfügung stehen. Die Flurstücke der Gemeindestraße Moorhof 

befinden sich im Eigentum der Stadt Kremmen. Die Stadt Kremmen sichert die Pflanzung von 

14 Bäumen zur Ergänzung dieser Allee mittels Selbstbindungsbeschluss vor dem Inkrafttreten 

des Bebauungsplanes oder ggf. vor Inanspruchnahme der Planreife nach § 33 BauGB.  

 

Hinweise zur Niederschlagsversickerung und zu Belangen der Wasserwirtschaft 

Es liegen bisher keine (Vor-)Planungen zur Niederschlagsentwässerung als Grundlage für 

mögliche Regelungen zur Niederschlagsversickerung im Bebauungsplan vor. Die Stadt 

Kremmen verzichtet daher auf eine potentielle Festsetzung von Flächen für die Regenwasser-

versickerung zu Versickerungsmulden im Bebauungsplan. Die Klärung der Fragen zum Umgang 

mit dem anfallenden Regenwasser wird vollständig dem Vollzug des Bebauungsplanes im 

Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens überlassen. Als Möglichkeiten zur Entsorgung des 

Regenwassers kommen die Versickerung über Versickerungsmulden im Plangebiet und/oder die 

Einleitung in den angrenzenden Graben über entsprechende Einleitbauwerke mit möglicherweise 

erforderlichen Rückhaltemaßnahmen in Frage.  

Der Fachdienst Wasserwirtschaft des Landkreises Oberhavel hat mit Stellungnahme vom 

30.06.2021 folgende den Vollzug des Bebauungsplanes betreffenden Hinweise gegeben: „Die 

wasserrechtlichen Anforderungen und Bestimmungen des Gesetzes zur Ordnung des 

Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) und des Brandenburgischen Wassergesetzes 

(BbgWG) sind zu beachten und einzuhalten. 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z. B. Diesel, Altöl usw.) ist nach § 40 der 

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) der unteren 

Wasserbehörde anzuzeigen. In Bereichen, in denen mit wassergefährdenden Stoffen 

umgegangen wird, sind die Rechtsvorschriften für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 

insbesondere § 62 WHG sowie die Bestimmungen der AwSV einzuhalten. 

Das Einleiten von Abwasser mit gefährlichen Stoffen in öffentliche Abwasseranlagen 

(Indirekteinleitung) bedarf nach den §§ 58 und 59 WHG i. V. m. § 72 Abs.1 BbgWG zuvor der 

Genehmigung der unteren Wasserbehörde. 

Voraussetzung für die Niederschlagsversickerung ist versickerungsfähiger Boden und ein 

Mindestabstand von 1,00 m zwischen Sohle der Versickerungsanlage und dem mittleren 

höchsten Grundwasserstand. 

Sämtliche Arbeiten sind so auszuführen, dass das Grund- und das Oberflächenwasser nicht 

verunreinigt und gefährdet werden.“ 

 

4.8 Höhenlage baulicher Anlagen  

Entsprechend der Entwurfsplanung von DORN-BECKER-ARCHITEKTEN
3
 soll die Oberkante 

Fertigfußboden für das Feuerwehrgebäude auf einer Höhe von 37,1 m über NHN im DHHN2016 

ausgeführt werden. Diese Höhe liegt bis zu rund 1,5 m über der bestehenden natürlichen 

Geländeoberfläche und steht in Verbindung mit der erforderlichen Anhebung der natürlichen 

                                                 
3
 DORN-BECKER-ARCHITEKTEN: Neubau Feuerwehr Kremmen, Entwurfsplanung, Lageplan (mit Erdgeschoss), 

Königs Wusterhausen 19.11.2020 bis 10.03.2021 
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Geländeoberfläche innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf auf eine Höhe von bis zu 37,1 m 

über NHN im DHHN2016. Es wird davon ausgegangen, dass auch eine entsprechende 

Anhebung der natürlichen Geländeoberfläche innerhalb der festgesetzten öffentlichen Parkfläche 

erforderlich ist. Die natürliche Geländeoberfläche in der Fläche für den Gemeinbedarf und in der 

öffentlichen Parkfläche wird somit um bis zu rund 1,50 m über das Niveau der Frischwiesen 

angehoben. Die geplante Geländeoberfläche entspricht damit in etwa der Höhenlage der 

angrenzenden Straße Schlossdamm, die auf Höhe des Plangebietes im Mittel rund 37,1 m ü. 

NHN im DHHN2016 beträgt. Diese Anhebung ist insbesondere zur Sicherung der geordneten 

vollständigen Niederschlagsversickerung auf den Baugrundstücken (Gewährleistung der 

mindestens notwendigen Tiefe der Versickerungszone zum Grundwasserspiegel) und der 

geordneten Abwasserbeseitigung städtebaulich erforderlich. Die neue Höhenlage ist 

festsetzungsbedürftig, da die natürliche Geländeoberfläche durch das Vorhaben erheblich 

verändert wird. In den Bebauungsplan wird daher folgende textliche Festsetzung aufgenommen: 

„Die Höhe der Oberkante Erdgeschossfußboden der Feuerwehrgebäude und die Höhe der 

Oberkante der Fahrbahn des öffentlichen Parkplatzes darf 37,2 m ü. NHN im DHHN2016 nicht 

überschreiten.“ Die festgesetzte Höhe sichert noch minimale Spielräume im Vergleich zur 

gemäß der Entwurfsplanung vorgesehenen Höhe der Oberkante Fertigfußboden für das neue 

Feuerwehrgebäude von 37,1 m über NHN im DHHN2016. Im Anschluss an die textliche 

Festsetzung wird darauf hingewiesen, dass die geplante Geländeoberfläche in der Fläche für den 

Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Feuerwehr" und in der öffentlichen Parkfläche in 

einer Höhe von bis zu 37,1 m ü. NHN im DHHN2016 liegt. Der Hinweis dient dem Verständnis, 

dass die Festsetzung der Höhenlage die Anhebung der Geländeoberfläche bedingt bzw. mit ihr in 

Verbindung steht. 

Die neue Höhenlage der Geländeoberfläche in der Fläche für den Gemeinbedarf und in der 

öffentlichen Parkfläche erfordert die Anlage von Böschungen. Diese Böschungen werden 

ausschließlich innerhalb des Plangebietes angelegt. Dadurch wird ausgeschlossen, dass die 

Nutzbarkeit von Nachbargrundstücken durch die neue Höhenlage im Plangebiet eingeschränkt 

wird. 

 

4.9 Nachrichtliche Übernahmen 

 

Gewässer II. Ordnung 

Der Wasser- und Bodenverband „Rhin-/ Havelluch“ hat im Rahmen der frühzeitigen 

Behördenbeteiligung mit Stellungnahme vom 12.05.2020 insbesondere Folgendes mitgeteilt:      

„Von dem Plan ist folgendes Gewässer II. Ordnung betroffen: Graben 6/1. Das Gewässer ist 

durch den Verband regelmäßig zu unterhalten. Die Zufahrt zum Gewässer erfolgt vom 

Schlossdamm im Bereich des Flurstückes 450 bis 451. Diese Zufahrt ist zu erhalten, da im 

näheren Umfeld keine alternative Zufahrt vorhanden ist und der Radweg nicht für die 

maschinelle Unterhaltung genutzt wird. Aus Sicht des Verbandes ist hier daher der 

Gewässerrandstreifen von einer Beplanung auszunehmen. Da in Zukunft möglicherweise der 

Durchlass des Grabens unter der Landesstraße ersatzneuzubauen ist, sollte auch aus diesem 

Grund mindestens der 5 Meter breite Gewässerrandstreifen freigehalten werden. … Sofern 

nachweislich kein anderer Standort geeignet ist, ist in jedem Fall der 5 Meter breite 

Gewässerrandstreifen von der Beplanung und Bepflanzung/Einzäunung auszusparen.“ 

Der gemäß § 38 WHG geschützte Gewässerrandstreifen von 5 m ab der Böschungsoberkante 

zum Graben wird nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. Für die Errichtung von 

baulichen Anlagen im Gewässerrandstreifen ist eine wasserrechtliche Genehmigung durch die 

untere Wasserbehörde erforderlich. Entsprechend der Planung von DORN-BECKER-
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ARCHITEKTEN vom 10.03.2021, die als Anlage 4 der Begründung zum BP-Entwurf vom April 

2021 Bestandteil des Bebauungsplan-Verfahrens ist, war im Gewässerrandstreifen eine 

Errichtung von baulichen Anlagen nicht erforderlich. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass im 

Gewässerrandstreifen unter Umständen die Errichtung von baulichen Anlagen als Nebenanlagen 

erforderlich sein kann. Das Erfordernis ergibt sich erst auf Grundlage der Detailplanung im 

Baugenehmigungsverfahren. Um diesbezügliche Spielräume zu belassen wird der geschützte 

Gewässerrandstreifen als Bestandteil der nicht überbaubaren Grundstücksflächen der Fläche für 

den Gemeinbedarf, Zweckbestimmung Feuerwehr festgesetzt. Die Stadt Kremmen hat geprüft, 

dass der Bebauungsplan auch für den Fall vollziehbar ist, wenn für eine Errichtung von 

baulichen Anlagen im Gewässerrandstreifen keine wasserrechtliche Genehmigung erteilt werden 

könnte. Laut der aktuellsten Entwurfsplanung des Ingenieurbüros Weiland vom Juni 2021 sollen 

am Rand des 5 m breiten Gewässerrandstreifens Winkelstützen aus Beton errichtet werden. Die 

Frage der Möglichkeit zur Errichtung von baulichen Anlagen im Gewässerrandstreifen ist im 

Vollzug des Bebauungsplanes auf Grundlage der konkreten Genehmigungsplanung auch im 

Einvernehmen mit dem zuständigen Wasser- und Bodenverband zu prüfen.  

 

Bodendenkmal 

Die Planung tangiert im Nordosten das Bodendenkmal 70252, den mittelalterlichen und 

neuzeitlichen Kern der Stadt Kremmen sowie eine Siedlung und ein Gräberfeld der Slawenzeit, 

das nach § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 2 Nr. 4 , § 3 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 und 2 des aktuellen Gesetzes 

über den Schutz und die Pflege der Denkmale und Bodendenkmale im Land Brandenburg vom 

24.Mai 2004 (BbgDSchG) unter Schutz steht und zu erhalten ist.  

Das Bodendenkmal wird nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen.  

Alle Veränderungen von Bodennutzungen wie z.B. die Errichtung von baulichen Anlagen, die 

Anlage oder Befestigung von Wegen und Parkplatzflächen, Verlegungen von Leitungen, 

umfangreiche Hecken- und Baumpflanzungen mit Pflanzgruben größer als 50 x 50 x 50 cm usw. 

bedürfen im Bereich des Bodendenkmals einer Erlaubnis (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BbgDSchG). Sie ist 

bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde des Kreises Oberhavel zu beantragen (§ 19 

Abs. 1 BbgDSchG) und wird im Benehmen mit unserer Behörde erteilt (§ 19 Abs. 3 

BbgDSchG). 

Ferner sind diese Maßnahmen dokumentationspflichtig (§ 9 Abs. 3 und 4 BbgDSchG); die 

Erdeingriffe müssen also in der Regel archäologisch begleitet und entdeckte Bodendenkmale 

fachgerecht untersucht werden. Für die hier erforderlichen Dokumentationsarbeiten, zu denen 

die denkmalrechtliche Erlaubnis der Unteren Denkmalschutzbehörde jeweils Näheres festlegen 

wird, ist ein Archäologe bzw. eine archäologische Fachfirma zu gewinnen, deren Auswahl das 

Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologische Landesmuseum 

zustimmen muss. 

Die Kosten für die archäologischen Maßnahmen sind nach § 7 Abs. 3 und 4 BbgDSchG vom 

Veranlasser der Erdeingriffe im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. Die durch archäologische 

Baubegleitungen, Ausgrabungen o.ä. entstehenden Mehrkosten und Bauverzögerungen, sind 

einzukalkulieren, wenn Bodendenkmalbereiche beplant werden. 

Bei Erdarbeiten darüber hinaus unvermutet entdeckte Bodendenkmale (Scherben, Knochen, 

Stein- und Metallgegenstände, Steinsetzungen, Holz, Verfärbungen etc.) sind unverzüglich der 

Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und 

Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen 

Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis zum Ablauf einer Woche nach 

der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde ggf. auch darüber hinaus, in 

unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu 

schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 
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Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen 

Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 

Die Abgrenzung des auf dem Plan eingetragenen Bodendenkmals stellt den derzeitigen 

Kenntnisstand dar. Da ständig weitere Bodendenkmale neu entdeckt werden, müssen die 

Eintragungen ggf. ergänzt werden, woraus sich neue Nutzungseinschränkungen ergeben können. 

 

 

 

 

 

5.  Umweltbericht (inkl. Eingriffsregelung) 

5.1 Einleitung 

5.1.1 Grundlagen  

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung und Änderung der Bauleitpläne für die Belange 

des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und 1 a BauGB eine Umweltprüfung 

durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung 

ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. 

Gemäß § 2 a BauGB ist der Umweltbericht ein gesonderter Teil der Begründung. Die inhaltliche 

Gliederung des Umweltberichtes ist durch Anlage 1 BauGB vorgegeben. Die Umweltprüfung 

bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten 

Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise 

verlangt werden kann. 

Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung der unterschiedlichen Belange zu 

berücksichtigen. 

Gemäß § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind 

vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen 

Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, 

gegeben sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, ist dies zu begründen. 

Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu 

ersetzen (Ersatzmaßnahmen). 

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

(Eingriffsregelung nach dem BNatSchG) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu 

berücksichtigen. Daraus ergibt sich das Erfordernis, die öffentlichen Belange des 

Umweltschutzes gemäß § 1 Abs. 7 BauGB mit anderen öffentlichen und privaten Belangen 

gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen, wobei den Belangen des Umweltschutzes 

ein hohes Gewicht zukommt. 
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Umweltbelange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB insbesondere auch 

die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 

berücksichtigen. Dies sind insbesondere: 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 

Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,  

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes,  

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 

Bevölkerung insgesamt,  

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter,  

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 

Abwässern,  

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie,  

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des 

Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts,  

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechts-

verordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Im-

missionsgrenzwerte nicht überschritten werden,  

i)  die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den 

Buchstaben a bis d,  

j)  unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die 

aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere 

Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buchstaben a bis d und 

i.  

Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz gemäß § 1a BauGB 

1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum Umwelt-

schutz anzuwenden.  

2) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur 

Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 

Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder 

für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die 

Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB zu 

berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter 

Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 

Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, 

Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

3) Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. Der 

Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 BauGB 

als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich. Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen 

Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der 
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Landschaftspflege vereinbar ist, können die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer 

Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können 

auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 BauGB oder sonstige geeignete Maßnahmen zum 

Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. § 15 Absatz 3 des 

Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die 

Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  

4) Soweit ein Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB in seinen für die 

Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigt 

werden kann, sind die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit und 

Durchführung von derartigen Eingriffen einschließlich der Einholung der Stellungnahme der 

Europäischen Kommission anzuwenden.  

5) Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klima-wandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 

Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 

BauGB zu berücksichtigen  

 

5.1.2 Standortwahl 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist sparsam und schonend mit Grund und Boden umzugehen. Gemäß 

§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB sollen u. a. landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwendigen 

Umfang umgenutzt werden. „Die Notwendigkeit der Umwandlung u. a. landwirtschaftlich 

genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 

Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, 

Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen.“ Auch bei der 

Entwicklung eines neuen Feuerwehrgerätehauses und einer öffentlichen Parkfläche verpflichtet 

§ 1a Abs. 2 BauGB die Gemeinde entsprechend, sich im Rahmen einer gemeindlichen 

Gesamtkonzeption mit Standortalternativen insbesondere der Innenentwicklung auseinander-

zusetzen, um sicherzustellen, dass unter Berücksichtigung der vorgenannten Grundsätze die 

städtebaulich am besten geeigneten Flächen entsprechend der voraussehbaren Bedürfnisse unter 

weitgehender Schonung von Landwirtschaftsflächen ausgewählt werden.  

Die Stadt Kremmen hat im Vorfeld 5 Standortalternativen geprüft. Die Lage der alternativen 

Standorte ist Anhang 1 zu entnehmen. Die Stadt Kremmen begründet wie folgt, dass diese 

Standorte nicht geeignet sind und daher die Wahl für den gewählten Standort sachgerecht ist: 

1. Bestehender Altstandort an der Straße der Einheit 2A 

Detailplanungen durch ein Architektenbüro haben ergeben, dass am bestehenden Standort 

nur 5 Feuerwehrstellplätze für Großfahrzeuge geschaffen werden können. Dies entspricht 

nicht den zukünftigen Anforderungen. Zudem können auf dem bestehenden Grundstück 

nicht genügend Stellplätze für die anfahrenden Kameraden angeordnet werden und eine 

nicht kreuzende An- und Abfahrt ist dort nicht möglich. Die Umbaukosten des bestehenden 

Standortes wären höher als ein Neubau. Der bestehende Standort liegt zudem in einer 30 

km/h-Zone, die durch den Schulverkehr relativ stark frequentiert ist. 

2. Nördlich des bestehenden Altstandortes an der Straße der Einheit auf dem vorhandenen 

Sportplatzgelände 

Die Stadtverordnetenversammlung hatte am 31.01.2019 ursprünglich den Aufstellungs-

beschluss für den Bebauungsplan Nr. 65 „FFW Kremmen“ an diesem Standort gefasst. In 

der Sitzung am 21.03.2019 wurde dem gegenüber der Beschluss gefasst, den Standort der 

FFW an den Schlossdamm zu verlegen. Gründe hierfür waren bereits nach dem 

Aufstellungsbeschluss durch Anwohner geäußerte Proteste zur Standortwahl und 



Bebauungsplan Nr. 65 „Feuerwehr und Parkfläche am Schlossdamm“ der Stadt Kremmen 
___________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

 

________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Dipl.-Geogr. Torsten Vogenauer 25 

Erfordernisse zum Erhalt der bestehenden Sportplatzflächen. Dieser Standort läge zudem 

ebenfalls in der 30 km/h-Zone, die durch den Schulverkehr relativ stark frequentiert ist. Bei 

Beibehaltung dieses Standortes als Neuplanung wären aufgrund der Nachbarschaft zu einem 

Wohngebiet mögliche immissionsschutzrechtliche Konflikte absehbar gewesen und die 

Fällung einer Reihe von Bäumen unter Inanspruchnahme von Teilen eines innerstädtischen 

Grünzuges erforderlich.  

3. Stadtpark an der Ruppiner Straße 

 Bei diesem einen Bebauungsplan erfordernden Standort gab es schon im Vorfeld 

Bürgerproteste wegen der Inanspruchnahme von Teilen eines Stadtparks mit prägendem 

Baumbestand und der zu erwartenden immissionsschutzrechtlichen Konflikte aufgrund der 

unmittelbaren Nachbarschaft zu Wohngebäuden. 

4. Bahnhofsverladeplatz 

 Dieser einen Bebauungsplan erfordernde Standort liegt außerhalb der Erreichbarkeit gut 

einen Kilometer vom Stadtzentrum entfernt, wo die meisten Kameraden gemeldet sind. 

Somit könnten bei diesem Standort die Hilfsfristen nicht mehr eingehalten werden, da nicht 

immer jeder Kamerad motorisiert ist. 

5. Gewerbegebiet am Elsholz 

 Dieser Standort liegt außerhalb der Erreichbarkeit und der Hilfsfristen. 

Die Stadt Kremen ist im Ergebnis der Standortprüfung zu dem Schluss gelangt, dass der Standort 

am Schlossdamm die Anforderungen am besten erfüllt. Dieser Standort ist sehr gut erreichbar 

(Hilfsfristen werden eingehalten), befindet sich außerhalb des denkmalgeschützten Stadtkerns 

und liegt unmittelbar an einer Hauptverkehrsstraße Landesstraße L 19). Die verschiedenen 

Ortsteile, sowie insbesondere die Autobahn, sind von dort aus gut erreichbar. 

Der geplante öffentliche Parkplatz wird an diesem Standort aus folgenden Gründen benötigt: 

- Parkmöglichkeiten für Feuerwehrkameraden bei Schulungen bzw. Veranstaltungen im 

Feuerwehrgebäude bzw. auf dem Feuerwehrgrundstück, 

- Parkmöglichkeiten für die Öffentlichkeit bei Veranstaltungen auf dem Marktplatz bzw. 

im ehem. Klubhaus (der denkmalgeschützte Stadtkern bietet nur sehr eingeschränkt 

Parkmöglichkeiten), 

- Parkmöglichkeiten für die Öffentlichkeit bei Zirkus-Veranstaltungen (Standort des 

Zirkuszeltes auf den angrenzenden Wiesen. 

Aufgrund der mittelalterlichen Struktur des denkmalgeschützten Stadtkernes von Kremmen sind 

die Straßen und Gehwege kleinteilig und vergleichsweise schmal. Somit sind die Parkmöglich-

keiten dort sehr begrenzt. Insbesondere bei Veranstaltungen im Bereich des Marktplatzes kommt 

es immer wieder zu Engpässen. Jede zusätzlich geschaffene Parkmöglichkeit trägt dazu bei, die 

Parkplatzsituation in Kremmen zu verbessern. 

Der Fachdienst Landwirtschaft des Landkreises Oberhavel hat mit Stellungnahme vom 

26.05.2020 festgestellt, dass mit der Planung Dauergrünland der landwirtschaftlichen Nutzung 

entzogen und einer anderen Funktion zugeführt wird. „Dabei handelt es sich um Flächen, die mit 

Bodenwertzahlen von 39 bis 40 eine für den Landkreis Oberhavel überdurchschnittliche 

Ertragsfähigkeit aufweisen. Nach den Grundsätzen des Planungsrechtes ist der nachhaltigen 

Sicherung der Verfügbarkeit von Flächen für die landwirtschaftliche Produktion in 

größtmöglichem Umfang besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Vor der tatsächlichen 

Inanspruchnahme dieser Flächen sollten alle Möglichkeiten der Innenentwicklung ausgeschöpft 

werden.“  
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Darüber hinaus hat der Wasser- und Bodenverband „Rhin-/Havelluch“ mit Stellungnahme vom 

12.05.2020 Bedenken gegen die Zerschneidung des unbebauten Freiraumes, der Versiegelung 

des Luches und der Zerstörung von Moor bzw. Frischwiesen im Luch geäußert.  

Die Stadt Kremmen hat Möglichkeiten der Innenentwicklung geprüft und sich auf Grundlage der 

vorgenannten Argumente gegen die geprüften Standortalternativen im bestehenden 

Siedlungsbereich entschieden. Sie misst bei der Standortfrage im Rahmen der Abwägung 

insbesondere dem Schutz der Wohnbevölkerung vor Emissionen durch den Betrieb der 

Feuerwehr, dem Erhalt eines innerstädtischen Grünzuges mit Baumbestand, der schnellen 

Erreichbarkeit der Autobahn als ein Haupteinsatzbereich der Feuerwehr und der strikten 

Einhaltung der Hilfsfristen der Feuerwehr ein höheres Gewicht bei als dem Erhalt der 

betroffenen 0,77 ha Landwirtschaftsfläche im bisher unbebauten Freiraum bzw. Luch. 

Das Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände hat mit Stellungnahme vom 21.06.2021 

Bedenken insbesondere gegen die Festsetzung des öffentlichen Parkplatzes geäußert und das 

Erfordernis der Entwicklung an diesem Standort bezweifelt.  

Unter Kapitel 1.2 und 5.1.2 sind die Gründe dafür dargelegt, weshalb der geplante öffentliche 

Parkplatz an diesem Standort benötigt wird. Dazu gehören insbesondere auch die Entlastung der 

angespannten Parkplatzsituation auf dem Marktplatz und in der Altstadt allgemein auch bei 

dortigen Veranstaltungen, die Sicherung weiterer Parkmöglichkeiten für Feuerwehrkameraden 

und für die Öffentlichkeit bei Schulungen. Diese Gründe haben aufgrund der unmittelbaren Nähe 

zum Marktplatz und zum geplanten Feuerwehrstandort maßgeblich zur Wahl gerade dieses 

Standortes geführt. Darüber hinaus soll der Parkplatz auch für relativ seltene größere 

Veranstaltungen auch im nahen Scheunenviertel und bei Zirkusveranstaltungen genutzt werden. 

Die Stadt hat sich vergewissert, dass die gewählte Größe des Parkplatzes mit bis zu rund 70 

Stellplätzen städtebaulich an diesem Standort auch erforderlich ist, um die genannten Ziele zu 

erreichen. Die Stellplätze des benachbarten EDEKA-Marktes stehen für eine öffentliche 

Nutzung nicht zur Verfügung. Die Stadt Kremmen hält an der Festsetzung der öffentlichen 

Parkfläche an dem gewählten Standort und in der gewählten Größenordnung fest. Sie gewichtet 

damit aus den vorgenannten Gründen die Entwicklung eines Parkplatzes an diesem Standort 

höher als den Erhalt des bestehenden Dauergrünlandes und eine Vermeidung von 

Neuversiegelung. 

Darüber hinaus hat eine Bürgerin im Rahmen der öffentlichen Auslegung mit Stellungnahme 

vom 25.06.2021 Bedenken gegen die Wahl des Standortes am Schlossdamm im Hinblick auf 

eine umwelt- und klimafreundliche Stadtentwicklung geäußert und Argumente aufgeführt, 

weshalb aus ihrer Sicht die geprüfte Standortalternative 4 (Bahnhof Kremmen/Verladeplatz) der 

günstigere Standort wäre. 

Die Stadt begründet den Ausschluss des Standortes am Bahnhof damit, dass dort aufgrund der 

Lage die Hilfsfristen der Feuerwehr nicht mehr eingehalten werden können. Die Einhaltung der 

Hilfsfristen als Mindestzeitraum der Erreichbarkeit insbesondere aller Punkte eines definierten 

Stadtgebietes nach Alarmierung ist ein wichtiges Kriterium für einen funktionsfähigen 

Brandschutz bzw. Rettungsdienst. Der gewählte Standort am Schlossdamm liegt rund 1.000 m 

näher zum Stadtzentrum und zur Autobahn. Die beiden Einsatzschwerpunkte der Feuerwehr sind 

somit vom gewählten Standort aus schneller erreichbar als von der Alternative 4. Die Einhaltung 

der Hilfsfristen und die günstigere Erreichbarkeit der genannten räumlichen Einsatz-

schwerpunkte der Feuerwehr bilden die maßgeblichen Kriterien für die Entscheidung der Stadt 

für den Standort am Schlossdamm und gegen den Standort Bahnhof Kremmen/Verladeplatz. 

Die Stadt hält an der Standortentscheidung für den Feuerwehrstandort fest. 

Unter Kapitel 1.2 und 5.1.2 sind die Gründe dafür dargelegt, weshalb der geplante öffentliche 

Parkplatz an diesem Standort benötigt wird. Dazu gehören insbesondere auch die Entlastung der 

angespannten Parkplatzsituation auf dem Marktplatz und in der Altstadt allgemein auch bei 
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dortigen Veranstaltungen, die Sicherung weiterer Parkmöglichkeiten für Feuerwehrkameraden 

und für die Öffentlichkeit bei Schulungen. Diese Gründe haben aufgrund der unmittelbaren Nähe 

zum Marktplatz und zum geplanten Feuerwehrstandort maßgeblich zur Wahl gerade dieses 

Standortes geführt. Die Stadt hat sich vergewissert, dass die gewählte Größe des Parkplatzes mit 

bis zu rund 70 Stellplätzen städtebaulich an diesem Standort auch erforderlich ist, um die 

genannten Ziele zu erreichen. Die Stadt Kremmen hält an der Festsetzung der öffentlichen 

Parkfläche an dem gewählten Standort und in der gewählten Größenordnung fest. Sie gewichtet 

damit aus den vorgenannten Gründen die Entwicklung eines Parkplatzes an diesem Standort 

höher als den Erhalt bestehender landwirtschaftlicher Flächen. 

Die bestehenden Anzahl an Parkplätzen am Bahnhof Kremmen sind nach Einschätzung der Stadt 

auch für den P+R-Verkehr hinreichend. Die Stadt Kremmen beobachtet die Nachfrage nach 

Parkplätzen am Bahnhof und wird unabhängig vom vorliegenden BP Nr. 65 das Angebot an 

Parkplätzen am Bahnhof bei Bedarf erhöhen. 

(Hinweis: Die Stadt wahrt entsprechend der Rechtsprechung auch hinsichtlich der Standortwahl 

dann die Anforderungen des Abwägungsgebotes nach § 1 Abs. 7 BauGB, wenn sie die 

abwägungserheblichen Aspekte hinreichend ermittelt und bewertet sowie bei ihrer Entscheidung 

für den gewählten Standort in einen sachgerechten Ausgleich bringt. Die Stadt sollte aus 

Gründen der Rechtssicherheit der Abwägungsentscheidung durch geeignete Ermittlungen (z. B. 

Testfahrten, sonstige Erreichbarkeitsanalyse) sachgerecht untersetzen (können), dass bei der 

Standortalternative Bahnhof Kremmen/Verladeplatz tatsächlich die Hilfsfristen nicht mehr 

eingehalten werden können und dieser Standort deshalb nicht in Frage kommt. Dies wird 

insbesondere auch deshalb empfohlen, weil die Standortalternative am Bahnhof dann bei der 

Bewertung anderer städtebaulich relevanter Kriterien wie „Nachnutzung“, 

„Siedlungszusammenhang“, „Umweltschutz“, „Landschaftsbild“, „Grunderwerbskosten“, 

„Erschließungsaufwand“, „Umnutzung landwirtschaftlich genutzter Flächen nur in notwendigem 

Umfang“ im Ergebnis einer sachgerechten Abwägung in der Summe wahrscheinlich objektiv 

Vorteile hätte.) 

 

5.1.3 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes 

Das rund 0,77 ha umfassende Plangebiet liegt rund 200 m südwestlich des Marktplatzes und ist 

bisher Teil weiträumiger als Grünland genutzter Wiesenflächen, die südwestlich an den 

historischen Stadtkern von Kremmen angrenzen.  

Wesentliche Ziele des Bebauungsplanes sind die Sicherung der Errichtung eines neuen 

Feuerwehrgerätehauses mit seinen Nebenanlagen und einer öffentlichen Parkfläche. Die 

Umsetzung des Zieles wird durch die Inhalte des Bebauungsplanes gesichert.  Wesentliche 

Inhalte des Bebauungsplanes sind entsprechend die Festsetzung einer Fläche für den 

Gemeinbedarf, Zweckbestimmung Feuerwehr und einer öffentlichen Parkfläche.  

Für die Fläche für die Feuerwehr wird eine zulässige Grundfläche von 4.000 m
2
 festgesetzt. Dies 

bedeutet, dass maximal eine Grundfläche von rund 4.000 m
2
 durch bauliche Anlagen für die 

Feuerwehr überdeckt werden darf. Als Höhe baulicher Anlagen wird für die Feuerwehrgebäude 

die Oberkante als Höchstmaß mit bis 44 m über NHN im DHHN2016 definiert. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden als erweiterte Baukörperfestsetzungen 

entsprechend einer vorliegenden  konkreten Entwurfsplanung bestimmt. 

Zur Einbindung der Anlage in die umgebende Offenlandschaft wird an der südwestlichen Grenze 

des Plangebietes eine Pflanzfläche für die Pflanzung von Bäumen und einer Feldhecke gesichert. 

Darüber hinaus wird gesichert, dass auf der Böschung entlang der südlichen Plangebietsgrenze 

Sträucher zu pflanzen sind. Für die öffentliche Parkfläche wird eine Begrünung durch 

Baumpflanzungen festgesetzt. 
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5.1.4 Darstellung der für den Bebauungsplan bedeutenden Ziele des Umweltschutzes und 

der Art, wie Ziele und Umweltbelange bei der Änderung berücksichtigt wurden 

 

Landschaftsplan 

Die Stadt Kremmen verfügt über einen aufgestellten Landschaftsplan aus dem Jahr 1998. Im 

Landschaftsplan stellt die Gemeinde allgemein die konkreten Erfordernisse und die daraus 

abzuleitenden Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege für ihre Gemeinde-

gebiet dar. Die Darstellungen von Landschaftsplänen sind gemäß § 6 Abs. 7g bei der Aufstellung 

der Bauleitpläne zu berücksichtigen 

Gemäß Karte 5 - Entwicklungskonzept ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes als Teil des 

Grünlandes mit straßenbegleitender Allee dargestellt. Als Anforderungen an die Flächen-

nutzungen und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege wurden Dauergrünlandnutzung sowie Erhalt und Pflege von Baumreihen 

ausgeführt.  

Für das Kremmener Luch wurden auf S. 89 f. des Textes zum Landschaftsplan u. a. folgende 

allgemeine Entwicklungsziele benannt: Vermeidung einer weiteren Siedlungsentwicklung in der 

Niederungslandschaft/Nutzung der Potentiale zur Innenentwicklung und Beibehaltung der 

weiten, offenen Landschaftsstruktur auf den Grünlandstandorten. 

Die Stadt Kremmen berücksichtigt die Darstellungen des Landschaftsplanes bei der Wahl des 

Standortes für die Feuerwehr und eines öffentlichen Parkplatzes im Ergebnis einer 

Alternativenprüfung überwiegend nicht. Sie misst bei der Standortfrage im Rahmen der 

Abwägung insbesondere dem Schutz der Wohnbevölkerung vor Emissionen durch den Betrieb 

der Feuerwehr, dem Erhalt eines innerstädtischen Grünzuges mit Baumbestand, der schnellen 

Erreichbarkeit der Autobahn als ein Haupteinsatzbereich der Feuerwehr und der strikten 

Einhaltung der Hilfsfristen der Feuerwehr ein höheres Gewicht als dem Erhalt der betroffenen 

Grünlandes im bisher unbebauten Freiraum und dem Erhalt der Baumreihe am Schlossdamm. 

 

Immissionsschutz 

§ 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes definiert den Trennungsgrundsatz aus dem 

übergeordneten Gebot der planerischen Konfliktbewältigung. Demnach sind bei raumbedeut-

samen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 

Durch die Planung bzw. die Wahl des Standortes wird der Trennungsgrundsatz berücksichtigt. 

 

Bodenschutz 

Ziel des Bundes-Bodenschutzgesetz ist es, die Funktionen des Bodens aufgrund seiner 

herausragenden Bedeutung für Mensch und Umwelt zu sichern oder wiederherzustellen. Daran 

knüpfen auch ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz gemäß § 1a Abs. 2 BauGB an. 

Demnach soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur 

Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 

Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder 

für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. 
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Die Planung berücksichtigt den Bodenschutz nur teilweise, indem auch auf Grundlage einer 

Alternativenprüfung der Boden im Plangebiet nur im notwendigen Umfang in Anspruch 

genommen wird. Der Bodenaushub soll einer Wiederverwendung zugeführt werden. 

 

Artenschutz 

Die Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG beziehen sich auf den Vollzug von 

Bebauungsplänen (insbesondere Baugenehmigungsverfahren). Dort sind die artenschutz-

rechtlichen Probleme also abschließend zu lösen. Auf der Ebene der Bauleitplanung ist jedoch 

hinreichend vorab zu klären, ob ein Bebauungsplan vollziehbar ist oder ob seiner 

Verwirklichung unüberwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen. Ein 

Bebauungsplan der artenschutzrechtlich nicht vollziehbar ist, wäre nicht erforderlich und daher 

unwirksam.  

Mittels Artenschutzfachbeitrag wurde nachgewiesen, dass der Bebauungsplan artenschutz-

rechtlich vollziehbar ist (vgl. Anhang 7). Die Ziele des Artenschutzes werden somit 

berücksichtigt. 

 

5.2 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands und Übersicht über die 

voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 

Planung 

In der Folge wird das Plangebiet hinsichtlich der einschlägigen Schutzgüter beschrieben und 

bewertet.  

 

Schutzgut Mensch 

Die im Plangebiet gelegenen Frischwiesen bzw. –weiden haben für den Menschen aufgrund der 

relativ geringen Größe und der Extensivität der Nutzung eine untergeordnete landwirtschaftliche 

Bedeutung als Mahd- und Weideflächen für die Tierhaltung. Ein Teil der Wiesen im Plangebiet 

wird episodisch während größerer Veranstaltungen als Parkfläche für Kraftfahrzeuge genutzt. 

Das Plangebiet hat somit gegenwärtig eine relativ geringe Bedeutung für die einheimische 

Bevölkerung. 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde der vorhandene Zustand erhalten bleiben. 

 

Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

Das Plangebiet wird fast ausschließlich von Frischwiesen mit verarmter Ausprägung (Biotoptyp 

051122) eingenommen. Die Frischwiesen wurden auf entwässerten Moorböden kultiviert und 

werden regelmäßig gemäht und gedüngt. Kennzeichnende Pflanzenarten im Plangebiet sind 

insbesondere Glatthafer (Arrhenatherum elatius), Wiesen-Fuchsschwanz (Alopecurus pratensis), 

Wiesen-Rispengras (Poa pratensis), Wiesenklee (Trifolium pratense), Kriechender Hahnenfuss 

(Ranunculus repens) und Wiesen-Pippau (Crepis pratensis). Die Frischwiesen im Plangebiet 

bilden eine wirtschaftliche Einheit mit den großflächigen an das Plangebiet angrenzenden 

Frischwiesen.  

Im Hangbereich entlang der östlichen Plangebietsgrenze sind Staudenfluren (Säume) frischer, 

nährstoffreicher Standorte ausgebildet. 

Dem Schutzgut Pflanzen kann gegenwärtig eine mittlere Bedeutung zugeordnet werden 

Die für die Planung relevante Fauna (insbesondere europäische Vogelarten, einzelne 

Säugetierarten, Amphibien und Reptilien) wurde durch einen Artenschutzbeitrag auf Grundlage 
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mehrerer Begehungen erfasst
4
. Die Ergebnisse der Bestandserfassung sind im Einzelnen Kapitel 

4 auf Seite 11 ff. des Artenschutzbeitrages zu entnehmen. Siehe hierzu Anhang 7 der 

vorliegenden Begründung.  

Aus dem Artenschutzbeitrag geht hervor, dass das Plangebiet insgesamt eine geringe Bedeutung 

für die Fauna aufweist. 

Bei Nichtdurchführung der Planung wird der gegenwärtige Zustand wahrscheinlich für 

absehbare Zeit erhalten bleiben.  

 

Schutzgut Boden  

Der Naturraum der Stadt Kremmen ist vom Brandenburger Stadium der Weichselvereisung 

geprägt. Der überwiegende Teil der Stadt Kremmen und damit das Plangebiet und seine weitere 

Umgebung sind Bestandteil des Eberswalder Urstromtales, das im Süden von den nördlichen 

Ausläufern der stark gegliederten Grundmoränenplatte des Ländchen Glien und im Norden 

durch den Rüthnicker Sander begrenzt wird.   

Das Plangebiet selbst ist Teil der durch holozäne Ablagerungen gekennzeichneten Oberen 

Rhinluchs als Teil der Eberswalder Urstromtalung, die in diesem Abschnitt aus 

sandunterlagerten Torfmooren bestehen. 

Bodenbildendes Substrat innerhalb des Plangebietes ist von Natur aus Niedermoortorf über 

einem fein- bis mittelkörnigen Sand (Niederungssand). Der Boden ist aufgrund der 

Grundwasserabsenkungen heute nicht mehr grundwasserbeeinflusst. Die Mineralisierungs-

prozesse in der Torfauflage und dem oberen Bodenhorizont sind deshalb stark fortgeschritten. 

Gemäß dem geotechnischen Ergebnisbericht
5
 stehen im Plangebiet unter einer 40 bis 50 cm 

mächtigen Mutterbodenschicht weitere zwischen  0,90 m  und  1,30 tiefe nicht tragfähige 

organische  Bildungen  (Torf- und Wiesenkalkschichten)  an. 

Leitbodenformen des Plangebietes sind natürlicherweise Sandgleye mit Niedermoor. Die Böden 

sind gute Grünlandstandorte mit einem insgesamt mittleren natürlichen Ertragspotential.  

Das Relief innerhalb des Plangebietes ist weitgehend eben. Die Frischwiesen bewegen sich in 

einer Höhenlage zwischen 35,5 m und rund 36,2 m ü. NHN. An der östlichen Plangebietsgrenze 

bilden Böschungen von bis zu rund 90 cm Höhe den Übergang zwischen den Frischwiesen im 

Plangebiet zum angrenzenden Radweg am Schlossdamm. Die Fahrbahn des Schlossdamms 

befindet sich im Bereich des Plangebietes im Mittel auf einem Höhenniveau von rund 37,1 m ü. 

NHN.  

Das Bodenpotential der Frischwiesen ist durch Umbruch, Grünlandnutzung, Düngung und 

temporärer Beweidung relativ stark anthropogen überprägt. Dies hat zu einer erheblichen 

Veränderung des Bodenkörpers (insbesondere im Oberboden) geführt. Im Plangebiet sind bisher 

keine baulichen Anlagen vorhanden. 

Altlastenverdachtsflächen sind nicht bekannt. 

Bewertet werden die natürlichen Funktionen des Bodens als Lebensgrundlage und Bestandteil 

des Naturhaushalts. Hierzu gehören insbesondere die: 

- Lebensraumfunktion für die natürliche Vegetation und Bodenorganismen, insbesondere für 

seltene/gefährdete Tier- und Pflanzenarten 

- Speicher- und Regelungsfunktion (Filter- und Pufferfunktion sowie 

Wasserhaushaltsfunktion) 

                                                 
4
 PLANUNGSBÜRO SCHNEEGANS: Bebauungsplan Nr. 65 „Feuerwehr und Parkfläche am Schlossdamm“ der Stadt 

Kremmen, Artenschutzbeitrag mit faunistischer Bestandserfassung, Schorfheide, Januar 2021 

 
5
 ERD- UND GRUNDBAUINSTITUT BRANDENBURG: Geotechnischer Ergebnisbericht, S. 4 
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-  Produktionsfunktion (Produktion von Biomasse, insbesondere von pflanzlichen Stoffen 

einschließlich der Wurzeln zur Verankerung der Pflanzen). 

Die (potenzielle) Lebensraumfunktion ist ein Kriterium für die Seltenheit von Böden bzw. für 

Extremstandorte. Böden extremer Standorte führen häufig zur Ausbildung seltener und 

gefährdeter Pflanzengesellschaften und Biotope. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

kommen solche Standorte nicht vor. Die Lebensraumfunktion des Bodens ist daher im 

Geltungsbereich gering bis mittel. 

Speicher- und Regelungsfunktion sowie Produktionsfunktion sind abhängig von 

Bodeneigenschaften (Nährstoffspeicherung, Wasserhaltevermögen, Adsorptionsvermögen, 

Durchlässigkeit, Durchlüftung) und dem physikalisch-chemischen Filtervermögen. Dem hohen 

Sandanteil entsprechend ist die Speicher- und Regelungsfunktion als gering zu bewerten.  

Die Produktionsfunktion des relativ nährstoffreichen Niedermoorstandorts ist mittel. 

Die Empfindlichkeit gegenüber der geplanten Nutzung ist relativ hoch. 

Aufgrund der Ausstattung und den Vorbelastungen erfolgt insgesamt eine Einstufung in die 

mittlere Wertstufe. 

Bei Nichtdurchführung der Planung wird sich der gegenwärtige Zustand des Bodens nicht 

erheblich ändern. 

 

Schutzgut Wasser 

Im südöstlichen Grenzbereich tangiert das Plangebiet einen Entwässerungsgraben, der ein 

Gewässer 2. Ordnung ist. Weitere Entwässerungsgräben liegen rund 200 m vom Plangebiet 

entfernt.  

ERD- UND GRUNDBAUINSTITUT BRANDENBURG 2019, S. 5: „Grundwasser ist im Rahmen der 

Erkundungsarbeiten in Abhängigkeit der Erkundungsansatzpunkte  in einer Tiefe von 0,80 bis 

1,30 m GoK angetroffen worden. Über jahreszeitlich- und niederschlagsbedingte 

Grundwasserstandsschwankungen liegen keine detaillierten Angaben vor, sie werden mit +/-

0,50 m abgeschätzt. Bei hohen Niederschlägen ist eine Überflutung der Fläche trotz vorhandener 

Entwässerungsgräben nicht auszuschließen.“ Das Grundwasser im Plangebiet ist aufgrund eines 

relativ geringen Filter- und Puffervermögens des Bodens gegenüber flächenhaft eindringenden 

Schadstoffen nicht geschützt.  

Bedeutsam für den Wasserhaushalt ist die Fähigkeit des Naturhaushaltes, den Direktabfluss nach 

Niederschlagsereignissen zu verringern und damit zu ausgeglichenen Abflussverhältnissen 

beizutragen (Abflussregulationsfunktion). Diese Funktion ist u. a. abhängig vom 

Versiegelungsgrad bzw. der Bodenbedeckung, der Hangneigung und der Bodenart. Das 

Plangebiet hat eine mittlere Bedeutung für die Regulation der Abflussverhältnisse. 

Das Gebiet befindet sich nicht in einer Trinkwasserschutzzone. 

Dem Schutzgut Wasser wird im Ergebnis eine mittlere Wertigkeit zugeordnet. 

Bei Nichtdurchführung der Planung werden sich die Beziehungen zum Schutzgut Wasser nicht 

erheblich ändern.  

 

Schutzgut Luft / Klima 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich des Ostdeutschen Binnenklimas. Die 

Jahresdurchschnittstemperaturen schwanken bei relativ hohen Amplituden zwischen 8  und 9° C. 

Die mittlere Lufttemperatur für Januar liegt bei -0,5° C, für Juli bei 18,0° C. Im Jahr fallen 

durchschnittlich rund 500 mm Niederschlag. Die mittlere Nebelhäufigkeit nördlich von Berlin 

beträgt 30 bis 40 Tage im Jahr. Die für den Berliner Raum charakteristische 
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Windrichtungsverteilung, die sich auf die Stadt Kremmen beziehen lässt, zeigt 

Hauptwindrichtungen aus Südwest bis West und Nebenwindrichtungen aus östlicher Richtung. 

Das Mesoklima wird insbesondere durch die Lage in einer Niederung beeinflusst. 

Niederungsgebiete sind grundsätzlich vergleichsweise kälter und feuchter als die Hochflächen. 

Nebel treten häufiger auf. Ebenso besteht eine höhere Neigung zur Nasskälte in stagnierender 

Luft und zu Inversionen als auf den Hochflächen.  

Das Mikroklima des Plangebietes und seiner nächsten Umgebung ist gekennzeichnet durch die 

Lage am Stadtrand im direkten Übergang von einem Supermarkt zu weiträumigen 

Offenlandflächen. Mikroklimatische Besonderheiten ergeben sich insbesondere im Hinblick auf 

Verkehrsemissionen mittlerer Intensität durch den benachbarten Schlossdamm und die 

Stellplatzanlage des angrenzenden Supermarktes. Das Plangebiet fungiert gemeinsam mit den 

angrenzenden großflächigen Wiesenflächen als Kaltluft- und Frischluftentstehungsgebiet. 

Die lokalklimatische Wirkung des Plangebiets ist aufgrund seiner relativ geringen Ausdehnung, 

seiner Lage am Stadtrand und der Nachbarschaft zu ausgedehnten Wiesenflächen bei mittlerer 

lufthygienischer Vorbelastung als gering- bis mittelwertig einzustufen. 

Bei Nichtdurchführung der Planung werden sich die Eigenschaften des Schutzgutes nicht 

erheblich ändern. 

 

Schutzgut Landschaft 

Ansatzpunkt zur Bewertung des Landschaftsbildes und der landschaftsgebundenen 

Erholungseignung ist § 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG, wonach auch die Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft als Grundlage für Leben und 

Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten 

und unbesiedelten Bereich zu schützen sind. Dabei kann die Natur- und Erholungsfunktion im 

Hinblick auf das Landschaftsbild als die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, durch physisch 

und psychisch positive Wirkungen beim Menschen eine körperliche und seelische Regeneration 

hervorzurufen und den Menschen durch ein ästhetisch ansprechendes Landschaftsbild günstig zu 

beeinflussen, definiert werden. 

Das Plangebiet ist gemäß Karte 4 -Erholungspotential, Landschaftsbild- des Landschaftsplanes 

als Teil der durch Grünland geprägten Luchlandschaft, eine für Brandenburg charakteristische 

Landschaftsform mit besonderer Eigenart und hoher Erlebnisqualität dargestellt. 

Das Plangebiet liegt als Offenlandfläche vor dem Rand der historischen Altstadt.  Der Stadtrand 

ist in Verbindung mit dem Plangebiet in diesem Bereich aufgrund der vorgelagerten größeren 

Wiesenflächen insbesondere von Westen und Südwesten her aus mehr als einem Kilometer 

Entfernung und damit relativ weiträumig wahrnehmbar. Da der historische Stadtkern hier fast 

unmittelbar an das Offenland heranreicht, sind die Silhouette der Altstadt und spezifische 

Elemente des historischen Stadtrandes aus Richtung Westen und Südwesten noch überwiegend 

unverfälscht wahrnehmbar.  Der historische Stadtrand ist durch ein Nebeneinander von Gärten 

und Laubgebüschen gekennzeichnet, das der altstädtischen Bebauung direkt vorgelagert ist und 

eine attraktive Einbettung der Altstadt in die umgebende Luchlandschaft bedingt. Ein besonderes 

landschaftsbildprägendes Element am südwestlichen Stadtrand ist zudem die Allee des 

Schlossdamms. Der nördlich des Plangebietes vor dem Ortsrand der historischen Altstadt 

gelegene ebenfalls relativ weiträumig wahrnehmbare EDEKA-Supermarkt fügt sich aufgrund 

seiner Dimensionierung sowie der Fassadengestaltung nicht in die genannten spezifischen 

überwiegend kleinteiligen Elemente der landschaftlichen Einbettung der Altstadt ein. Das 

ursprüngliche relativ unverfälscht durch den Stadtrand und die Silhouette der Altstadt geprägte 

Landschaftsbild wird daher auch als Ausdruck einer historisch bedeutsamen Kulturlandschaft 

durch das Gebäude des EDEKA-Supermarktes bereits nicht unerheblich beeinträchtigt.   
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Im Ergebnis erlangt die Fläche des Plangebietes für das Orts- und Landschaftsbild eine mittlere 

bis hohe Bedeutung. 

Die wesentlichen Merkmale des Landschaftsbildes würden bei Nichtdurchführung der Planung 

erhalten bleiben. 

 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Das Plangebiet liegt im Umgebungsbereich der durch eine Denkmalbereichssatzung geschützten 

historischen Altstadt von Kremmen. Im Geltungsbereich der Denkmalbereichssatzung liegen 

neben dem eigentlichen Altstadtkern auch die unbebauten in der Regel gärtnerisch genutzten 

Flächen im ehemaligen Wallbereich. Der Umgebungsbereich zum Denkmalbereich hat 

besondere Bedeutung für die Erlebbarkeit der Silhouette der Altstadt, die charakterisiert wird 

von der landschaftlichen Einbettung der Altstadt, ihren weithin sichtbaren historischen 

Höhendominanten (Nikolaikirche, Rathaus) sowie der vielgestaltigen Dachlandschaft der 

Altstadtbebauung. Die Erlebbarkeit der Altstadtsilhouette über die weiten Offenlandflächen von 

Südwesten wird bereits durch den EDEKA-Supermarkt gemindert. 

In die nordöstliche Ecke  des Plangebietes ragt das Bodendenkmal 70252, mittelalterlicher und 

neuzeitlicher Kern der Stadt Kremmen sowie eine Siedlung und ein Gräberfeld der Slawenzeit 

(einschließlich der Umgebungsschutzzone) hinein. 

Dem Plangebiet ist entsprechend eine mittlere bis hohe Bedeutung für das Schutzgut Kultur- und 

sonstige Sachgüter zuzuordnen. 

Eine Änderung dieses Zustands ist bei Nichtdurchführung der Planung nicht absehbar. 

 

5.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung  
 

Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 

Bevölkerung insgesamt 

Der Brandschutz hat im Rahmen der Gefahrenabwehr und der Sicherheit für die Bürger eine 

herausgehobene Bedeutung für den Menschen. Die Planung sichert die Neuerrichtung  eines 

dringend benötigten Feuerwehrgerätehauses in Kremmen, das den aktuellen Anforderungen an 

Ausstattung, Ausrüstung und Einsatzorganisation der städtischen Feuerwehr entspricht. Die 

städtische Feuerwehr ist ein wesentlicher Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens der Stadt. 

Eine zahlenmäßig starke und aktive Mitgliedschaft in der Feuerwehr hat für den Brandschutz in 

der Stadt und im Umland hohe Bedeutung. Der gewählte Standort für das neue 

Feuerwehrgerätehaus wird auf ausdrücklichen Wunsch der Wehr- und Vereinsführung 

favorisiert. Ein Haupteinsatzgebiet der städtischen Feuerwehr ist die nahegelegene Autobahn. 

Der Standort wurde bewusst am südlichen Rand der Stadt gewählt, um eine schnelle 

Erreichbarkeit der Autobahn ohne Durchfahrt durch die Kernstadt zu gewährleisten. Die relativ 

zentrale Lage am Stadtzentrum gewährleistet eine zügige Erreichbarkeit durch die Mitglieder der 

Wehr im Ernstfall. Der Standort ist direkt an eine Landesstraße angebunden und bietet zukünftig 

bei Erfordernis Erweiterungsmöglichkeiten sowie Übungsmöglichkeiten in unmittelbarer Nähe. 

Die Planung sichert darüber hinaus die Neuanlage einer größeren öffentlichen Parkfläche für 

Kraftfahrzeuge am Rande der Altstadt. 

Eine gewisse Bedeutung für den Menschen ergibt sich auch aus der Nachbarschaft zu 

Wohngrundstücken (Wohnumfeld). Die nordöstlich angrenzenden Wohngrundstücke weisen 

teilweise den Gebietscharakter eines allgemeinen Wohngebietes auf. Eine weitere Entwicklung 

als Mischgebiet wird für diese Baugebiete mittels Darstellung im Flächennutzungsplan 
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vorbereitet. Zudem sind die Wohngrundstücke durch die Lage an einer relativ stark 

frequentierten Landesstraße und die bereits vorhandene Nachbarschaft zu einem Supermarkt in 

Bezug auf Verkehrsimmissionen bereits vorbelastet. Daher wird davon ausgegangen, dass es 

nicht zu einer erheblichen Erhöhung von Lärmimmissionen kommen kann. 

Fazit: Das Vorhaben hat überwiegend positive Auswirkungen auf den Menschen. 

 

Auswirkungen auf  Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 

Die Planung führt zu einem Verlust von bis zu rund 5.100 m
2
 mittelwertiger Biotopflächen 

(insbesondere relativ artenarme Frischwiesen) infolge von Neuversiegelung (vgl. Auswirkungen 

auf den Boden). Die Planung führt zwar zu einer Überschüttung von bis zu 7.400 m
2
 

mittelwertiger Biotopflächen insbesondere durch natürlichen Boden. Von der überschütteten 

Fläche werden jedoch entsprechend der konkreten Entwurfsplanung  rund 2.300 m
2
 nicht 

versiegelt und begrünt. In dieser Größenordnung werden entsprechend die vorhanden 

mittelwertigen Biotopflächen zu anderen mittelwertigen Biotopflächen umgenutzt. 

Die Gewährleistung von Sichtfeldern im Bereich der beiden beabsichtigten Zufahrten vom 

Schlossdamm erfordert auch die Fällung von 4 straßenbegleitenden Winterlinden (Tilia cordata) 

außerhalb des Plangebietes. Die 4 betroffenen Bäume wurden auf S. 5 des 

Artenschutzfachbeitrages (Anhang 7) fotografiert. Es wurde mittels Untersuchung
6
 

nachgewiesen, dass eine Erhaltung der beiden südlichen Bäume bei gleichzeitiger Sicherung der 

erforderlichen Sichtfelder nicht möglich ist. Aufgrund erheblicher Bedenken der Feuerwehr-

Unfallkasse Brandenburg (FUK BB) ist eine gemeinsame Zufahrt zur Feuerwehr und zur 

öffentlichen Parkfläche nicht möglich (vgl. auch Kap. 4.5 unter Anbindung an den Schlossdamm 

und sonstige Belange des Landesbetriebs Straßenwesen). Um für die erforderliche separate 

Zufahrt zur öffentlichen Parkfläche ebenfalls die notwendigen Sichtfelder zu gewährleisten, ist 

Ergebnis einer Prüfung durch das IBW ING.-BÜRO WEILAND auch die Fällung der beiden 

nördlichen Bäume erforderlich. Die 4 relativ stark beschnittenen Winterlinden mittlerer Vitalität 

haben einen Stammumfang von 2,10 m bis 2,90 m. 

Fazit: Das Schutzgut wird durch den Verlust von bis zu rund 5.100 m
2
 mittelwertiger 

Biotopflächen (insbesondere relativ artenarme Frischwiesen) infolge von Neuversiegelung und 

den Verlust von 4 Linden erheblich beeinträchtigt. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit wurde ein Artenschutzbeitrag auf Grundlage mehrerer 

Begehungen erstellt
7
. Der Artenschutzbeitrag kommt zusammengefasst zu folgendem Ergebnis: 

„Das geplante Bauvorhaben verursacht am vorgesehenen Standort keine negativen 

Auswirkungen auf Bestand oder Betroffenheit von Arten des Anhangs IV der FFH-RL und 

europäischer Vogelarten. Es sind daher keine speziellen Artenschutzmaßnahmen zur 

Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbote festzulegen, denn die 

Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG treten nicht ein. Eine 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 BNatSchG ist nicht erforderlich.“ 

Mittels Artenschutzbeitrag wurde somit herausgearbeitet, dass kein Erfordernis für die 

Festsetzung von artenschutzrechtlichen Maßnahmen besteht, um im künftigen 

Baugenehmigungsverfahren ein mögliches Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 

für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und europäischer Vogelarten zu vermeiden.  

                                                 
6
 IBW ING.-BÜRO WEILAND: Bebauungsplan 65 – Feuerwehr und Parkfläche am Schlossdamm In Kremmen – 

Erläuterungsbericht und diverse Pläne, Gransee 02.02.2021, vgl. auch Anhang 3 der vorliegenden Begründung 

 
7
 PLANUNGSBÜRO SCHNEEGANS: Bebauungsplan Nr. 65 „Feuerwehr und Parkfläche am Schlossdamm“ der Stadt 

Kremmen, Artenschutzbeitrag mit faunistischer Bestandserfassung, Schorfheide, Januar 2021, S. 20 
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Fazit: Das Vorhaben hat keine erheblichen Auswirkungen auf die Fauna. 

 

Auswirkungen auf den Boden 

Die Umsetzung der Planung erfordert innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf, 

Zweckbestimmung Feuerwehr die vollständige Abtragung der im Mittel rund 1,50 m mächtigen 

organischen Deckschichten
8
 und eine Aufschüttung etwa bis auf das Höhenniveau der 

angrenzenden Straße. Die Fläche, die für die Feuerwehr um bis zu rund 1,30 m über das 

natürliche Geländeniveau aufzuschütten ist, umfasst rund 4.600 m
2
. Entsprechend dem 

konkreten Konzeptplan ist eine Neuversiegelung von rund 3.300 m
2
 für die Feuerwehr (ohne 

Übungsfläche) erforderlich. 

Auch im Bereich der geplanten öffentlichen Parkfläche ist wahrscheinlich eine Abtragung 

organischer Deckschichten und eine Aufschüttung erforderlich. Die Planung ermöglicht im 

Bereich der geplanten Parkfläche in Anlehnung an den Konzeptplan eine Überschüttung von 

rund 2.800 m
2
 und eine Neuversiegelung von rund 1.800 m

2
 Boden. 

Fazit: Das Schutzgut Boden wird durch eine Neuversiegelung von bis zu rund 5.100 m
2
 und eine 

Überschüttung von gewachsenem Boden von bis zu 7.400 m
2
 erheblich beeinträchtigt.  

 

Auswirkungen auf das Wasser 

Der das Plangebiet tangierende Graben bleibt einschließlich seiner Böschungen erhalten. Es ist 

jedoch innerhalb des gemäß § 38 WHG geschützten Gewässerrandstreifens von 5 m ab der 

Böschungsoberkante zum Graben die Errichtung von baulichen Anlagen (insbesondere 

Böschungsteile) nicht ausgeschlossen. Es wird nicht davon ausgegangen, dass dies zu 

erheblichen Auswirkungen auf den Graben als Oberflächengewässer führt. 

Die durch die Planung ermöglichte Neuversiegelung von rund 5.100 m
2
 Böden führt zu einer 

Reduzierung versickerungsfähiger Oberfläche und damit zu einer potentiellen Verminderung der 

Grundwasserneubildung. Diese Beeinträchtigungen können jedoch durch geordnete 

Versickerung des Regenwassers auf den Baugrundstücken so gemindert werden, dass keine 

erheblichen Beeinträchtigungen entstehen. Als Möglichkeiten zum Umgang mit dem 

Regenwasser kommen die Versickerung über Versickerungsmulden im Plangebiet und/oder die 

Einleitung in den angrenzenden Graben über entsprechende Einleitbauwerke mit möglicherweise 

erforderlichen Rückhaltemaßnahmen in Frage. Die Stadt Kremmen überlässt die Klärung dem 

Vollzug des Bebauungsplanes. 

Durch Aufschüttung um bis zu 1,30 m über das bestehende Geländeniveau im Bereich der 

Feuerwehr- und Parkfläche wird eine potentielle Überflutung der geplanten baulichen Anlagen 

infolge von Niederschlagsereignissen ausgeschlossen.  

Fazit: Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind nicht erheblich. 

 

Auswirkungen auf die Luft und das Klima 

Die Planung kann zur Verstärkung des Wärmeinseleffekts im Umfeld des benachbarten 

Supermarktes führen. Durch die zusätzliche Versiegelung sind im Plangebiet geringfügig 

extremere Temperaturverläufe und geringere Luftfeuchten zu erwarten. Eine erhebliche 

Beeinträchtigung des Lokalklimas ist jedoch nicht zu erwarten, da die zusätzlichen 

Versiegelungen das Lokalklima nur relativ geringfügig beeinflussen. Die beabsichtigte 

                                                 
8
 Bei einer Bohrpfahlgründung kann möglicherweise auf eine vollständige Abtragung der organischen Deck-

schichten verzichtet werden. Die Entscheidung zur Gründungsvariante erfolgt im Vollzug des Bebauungsplanes. 
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Neupflanzung von Bäumen und Sträuchern wird zudem die Ausstattung mit lokalklima-

wirksamen Gehölzen verbessern. 

Fazit: Die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft sind unerheblich. 

  

Auswirkungen auf die Landschaft 

Das durch die Luchwiesen relativ weiträumig wahrnehmbare ursprünglich relativ unverfälscht 

durch den Stadtrand und die Silhouette der Altstadt geprägte Landschaftsbild, welches in diesem 

Bereich bereits durch das Gebäude des EDEKA-Supermarktes überformt ist, wird durch die 

Errichtung des Feuerwehrgebäudes als Zweckbau mit gewerblichem Charakter weiter 

beeinträchtigt. Bei zumindest teilweiser Eingrünung des Plangebietes insbesondere in 

südwestliche und südliche Richtung durch Bäume und Sträucher kann in Verbindung mit der 

Sicherung einer relativ geringen Höhe und einer geeigneten Fassadengestaltung des 

Feuerwehrgebäudes gesichert werden, dass die Bauten der Feuerwehr und des EDEKA-

Supermarktes weiträumig nicht erheblich mehr wahrnehmbar sein werden als gegenwärtig der 

bestehende EDEKA-Supermarkt.  

Fazit: Unter der Voraussetzung einer Eingrünung des Plangebietes in südwestliche und südliche 

Richtung in Verbindung mit der Sicherung einer relativ geringen Größe und einer geeigneten 

Fassadengestaltung der Feuerwehrbauten wird das Schutzgut Landschaft nicht erheblich 

beeinträchtigt. 

 

Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete 

Das nächstgelegene FFH-Gebiet liegt mindestens rund 1.400 m nordwestlich des Plangebietes. 

Es handelt sich um das FFH-Gebiet „Kremmener Luch“. Erhebliche Beeinträchtigungen des 

Schutzzwecks des FFH-Gebietes können aufgrund der Entfernung weitgehend ausgeschlossen 

werden. 

Rund 200 m nordwestlich des Plangebietes beginnt das Europäische Vogelschutzgebiet (SPA) 

„Rhin-Havelluch“. 

Fazit: Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes. 

 

Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Die Durchführung der Planung führt potentiell zur Beeinträchtigung eines Bodendenkmals. Da 

im Bereich des Bodendenkmals ausschließlich ein öffentlicher Parkplatz angeordnet ist, ist ein 

bodendenkmalschonender Vollzug des Bebauungsplanes möglich. Die sich aus dem BbgDSchG 

ergebenden Verpflichtungen für die Inanspruchnahme des Bodendenkmals sind im Zuge des 

Planvollzugs zu beachten. 

 

Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Der neue Standort der Feuerwehr in einiger Entfernung zu Wohngrundstücken wurde gerade 

auch deshalb gewählt, um erhebliche Belästigungen von Anwohnern durch Lärmimmissionen zu 

vermeiden. Durch den zusätzlichen ruhenden Verkehr auf der öffentlichen Parkfläche mit den 

Ein- und Ausfahrten kann es nicht zu einer erheblichen Erhöhung von Lärmimmissionen 

kommen, zumal die Zufahrten für die Feuerwehr und die öffentliche Parkfläche in mindestens 

rund 40 m Entfernung zu den nächsten Wohngebäuden angeordnet ist. 
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Insbesondere der Betrieb der Feuerwehr wird Abfall verursachen. Die Anforderungen an die 

Müllentsorgung sind in der aktuellen Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Oberhavel 

geregelt. Das Grundstück der Feuerwehr ist an die zentrale Abfallentsorgung des Landkreises 

und an die zentrale Abwasserentsorgung anzuschließen. 

Aus der Feuerwehrnutzung resultiert kein Umgang mit überwachungsbedürftigen oder 

wassergefährdenden Abfällen. 

 

Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes beinhalten keine Regelungen zur Nutzung erneuerbarer 

Energien. Auf dem Feuerwehrgrundstück wird somit eine potentielle Nutzung von erneuerbaren 

Energien insbesondere aus solarer Strahlungsenergie z. B. durch Dachaufbauten nicht 

eingeschränkt. 

Die nachhaltige Errichtung eines modernen Feuerwehrgebäudes kann langfristig auch einen 

Beitrag für den effizienten Umgang mit Energie leisten. 

 

Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, 

Abfall- und Immissionsschutzrechts 

Die Stadt Kremmen verfügt über einen aufgestellten Landschaftsplan aus dem Jahr 1998.  

Gemäß Karte 5, Entwicklungskonzept ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes als Teil des 

Grünlandes mit straßenbegleitender Allee dargestellt. Als Anforderungen an die Flächen-

nutzungen und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege wurden Dauergrünlandnutzung sowie Erhalt und Pflege von Baumreihen 

ausgeführt.  

Für das Kremmener Luch wurden auf S. 89 f des Textes zum Landschaftsplan u. a. folgende 

allgemeine Entwicklungsziele benannt: Vermeidung einer weiteren Siedlungsentwicklung in der 

Niederungslandschaft/Nutzung der Potentiale zur Innenentwicklung und Beibehaltung der 

weiten, offenen Landschaftsstruktur auf den Grünlandstandorten. 

In Abb. 13 auf S. 92 des Textes des Landschaftsplanes ist der Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes dem Entwicklungsbereich 4: Siedlungsbereich Kremmen, Vorranggebiet 

Siedlung und siedlungsnahe Erholung zugeordnet. 

Es sind keine für den Bebauungsplan relevanten Pläne des Wasser-, Abfall- und Immissions-

schutzrechtes bekannt.  

 

Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 

zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte 

nicht überschritten werden 

Es ist nicht zu erwarten, dass die Vorhaben aufgrund ihrer Lagemerkmale und ihres relativ 

begrenzten Umfangs zu einer signifikanten Veränderung der Luftqualität führen kann. 
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Wechselwirkungen zwischen den einzelnen belangen des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 

Nr. 7 Buchstaben a bis d BauGB 

Wirkfaktor: 

wirkt auf: 

Mensch Boden Wasser Luft/Klima Biotope/ 

Fauna 

Landschafts- 

bild 

Kultur-

güter 

Mensch Lärm-

belästigung 

Standort für 

Kulturpflanzen, 

Gehölze 

Rückhaltung 

und 

Verwendung 

Frischluft-

zufuhr 

Vielfalt erhöht 

Aufenthalts-

attraktivität  

Aufenthalts-

qualität durch 

Einbindung in 
Landschaft 

Identität mit 

der Stadt, 

Geschichts-
wahrung 

Boden Belastung 

durch intensive 
Landwirtschaft 

und 

Versiegelung 

 Einfluss auf 

Bodenart, 
Erosion 

Erosion durch 

Wind und 
Niederschlag 

Ganzjährige 

Vegetations-
decke = 

Erosions-

schutz 

Topographie 

und Relief 
prägen 

Landschaftsbild 

 

Wasser Gefahr von 

Schadstoff-
eintrag 

Schadstofffilter 

und –puffer, 
Ausgleichs-

körper im 

Wasserhaushalt 

 Einfluss auf 

Grundwasser-
neubildung 

Vegetation 

erhöht Filter- 
und Speicher-

fähigkeit des 

Bodens 

Wasser 

beeinflusst 
Topographie 

 

Luft/Klima Belastung 

durch 

Emissionen 

klimatisch 

ausgleichend 

Verdunstung, 

Frischluft-

bildung 

 Windschutz, 

klimatisch 

ausgleichend, 

Topographie 

beeinflusst 

Frischluft 

 

Biotope/ 

Fauna 

Frequentierung 

durch Kunden 
als Störfaktor 

Lebensraum, 

Nahrungs- und 
Bruthabitat, 

Vegetations-

fläche 

Einfluss des 

Bodenwasser-
haushalts auf 

Vegetaion 

Einfluss auf 

die Arten-
zusammen-

setzung 

Vegetation 

bedingt 
Zusammen-

setzung der 

Tierwelt 

Biotop-

vernetzung 

 

Landschafts- 

bild 

Einflussnahme 

durch 
Bebauung und 

Gelände-

modellierung 

Standortfaktor 

für Vegetation, 
landschaftsbild-

prägend 

Standortfaktor 

für Vegetation 

Standort-

faktor für 
Vegetation 

Struktur- und 

Artenreichtum 
bedingen 

Natürlichkeit 

und Vielfalt 
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Erhebliche Wechselwirkungen mit einem positiven oder negativen Wirkungsgefüge bestehen 

zwischen folgenden Schutzgütern: 

- Mensch und Luft/Klima: Der zusätzliche ruhende Verkehr auf der öffentlichen Parkfläche 

sowie der Betrieb der Feuerwehr mit den Ein- und Ausfahrten könnten eine Erhöhung von 

Verkehrs- und Betriebslärm für die Bewohner der benachbarten Wohngebäude zur Folge 

haben. Die in der Nähe gelegenen Wohngebäude sind durch die Lage an einer relativ stark 

frequentierten Landesstraße und die bereits vorhandene Nachbarschaft zu einem Supermarkt 

in Bezug auf Immissionen bereits vorbelastet. Es wird davon ausgegangen, dass es nicht zu 

einer erheblichen Erhöhung von Lärmimmissionen kommen kann. Das Landesamt für 

Umwelt als für den Immissionsschutz zuständige Behörde hat keine Bedenken oder 

Hinweise geäußert. Die Planung kann außerdem zu einer geringfügigen Änderung des 

Lokalklimas durch Verstärkung des Wärmeinseleffekts führen. 

- Mensch und Biotope sowie Landschaftsbild+Kulturgüter: Von der durch die im Rahmen des 

Bebauungsplanes zu sichernden Neupflanzung von Bäumen und Sträuchern im Plangebiet 

können positive Auswirkungen auf den Menschen insbesondere über die ästhetisch 

wohltuende Wirkung auf das Landschaftsbild ausgehen.  

- Boden und Wasser: Die zusätzliche Bodenversiegelung führt zu einer potentiellen 

Minderung der Niederschlagsversickerung. Die Begrenzung der zulässigen Grundfläche als 

Vermeidungsmaßnahme ist in Verbindung mit der Aufschüttung des Bodens um bis 1,3 m 
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erforderlich, um die vollständige Niederschlagsversickerung innerhalb des Geltungsbereiches 

des Bebauungsplanes sichern zu können. 

- Boden und Kulturgüter+Landschaftsbild in Verbindung mit Biotope/Fauna: Die 

Neuversiegelung von Boden kann im nordöstlichen Randbereich des Bebauungsplanes 

potentiell zur Beeinträchtigung von Bodendenkmalen führen. Die Überschüttung in 

Verbindung mit der Entwicklung eines öffentlichen Parkplatzes sichert den weitestgehenden 

Erhalt eines Bodendenkmalbereiches. Die Sicherung von unversiegelten Bodenflächen ist 

Voraussetzung von Pflanzmaßnahmen, die auch zur Minderung von Beeinträchtigungen der 

Wahrnehmbarkeit des Weichbildes der als Denkmalbereich geschützten Kremmener Altstadt 

erforderlich sind.  

Die Überschüttung von Boden hat Auswirkungen auf das Landschaftsbild, die z. T. durch 

Gehölzpflanzungen auf den Hangflächen gemindert werden. 

- Boden und Biotope/Fauna: Erhebliche Beeinträchtigungen in den Boden im Plangebiet 

werden durch Extensivierung von Intensivgrünland im Kremmener Luch (gleicher 

Naturraum wie die Eingriffsfläche) ausgeglichen. Dadurch werden die Bodeneigenschaften 

verbessert und die Lebensraumfunktion für Pflanzen und Tiere erhöht. 

- Landschaftsbild und Kulturgüter: Das Weichbild der als Denkmalbereich geschützten 

Kremmener Altstadt ist insbesondere über das Landschaftsbild wahrnehmbar. Insofern 

stehen beide Schützgüter im Plangebiet im unmittelbaren Zusammenhang. Deshalb sind die 

aufgeführten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen für beide Schutzgüter beinahe 

identisch. 

 

5.4 Beschreibung der geplanten Maßnahmen, mit denen festgestellte erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder 

ausgeglichen werden sollen 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

Durch folgende Maßnahmen, die überwiegend Inhalt der Festsetzungen des Bebauungsplanes 

sind, werden erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, verhindert oder verringert: 

M 1 Die zulässige Grundfläche der Fläche für den Gemeinbedarf, Zweckbestimmung 

Feuerwehr wird mittels textlicher Festsetzung auf maximal 4.000 m
2
 begrenzt. Und die 

öffentliche Parkfläche wird auf eine Gesamtfläche von 2.800 m
2
 begrenzt. Diese Flächen 

sind hinreichend für die Umsetzung der städtebaulichen Ziele, die Neuerrichtung von 

Anlagen für die Feuerwehr  und eine öffentliche Parkfläche im Plangebiet entsprechend 

den Anforderungen zu sichern. Durch diese Festsetzungen wird die maximal mögliche 

Versiegelung reduziert. Die Eingriffe in die Bodenfunktion werden dadurch gemindert.  

M 2 Die Höhe des geplanten Feuerwehrhauptgebäudes wird auf 44 m und die Höhe des zweiten 

geplanten Feuerwehrgebäudes im hinteren Bereich der Fläche für die Feuerwehr wird auf 

42 m über NHN begrenzt. Die Festsetzung dient der Minderung von Eingriffen in das 

Landschafts- und Ortsbild. 

M 3 Das Plangebiet ist in Richtung Südwesten und Süden durch Gehölzpflanzungen 

einzugrünen. An der südwestlichen Plangebietsgrenze ist eine 5 m breite Fläche mit 

Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Auf der rund 2 m breiten Böschung entlang der 

südlichen Grenze des räumlichen Geltungsbereiches ist eine Hecke mit heimischen 

Sträuchern zu pflanzen. Die Festsetzung dient der Minderung von Eingriffen in das 

Landschafts- und Ortsbild.  Es wird die Pflanzung von heimischen Sträuchern, die für 

Böschungen und Hänge besonders geeignet sind, empfohlen. 
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Ausgleichsmaßnahmen 

Eine Teilkompensation der nicht vermeidbaren, nachhaltigen Eingriffe in Natur und Landschaft 

erfolgt über die nachfolgend erläuterten Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes. 

 

PFLANZUNG VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN 

 

Teilausgleich für den Verlust von mittelwertigen Biotopflächen  

Die Planung führt zu einem Verlust von rund 5.100 m
2
 mittelwertigen Biotopflächen(bis rund 

3.300 m
2
 für die Feuerwehr und bis 1.800 m

2
 für öffentlichen Parkplatz). Betroffen sind 

insbesondere relativ artenarme Frischwiesen. Bilanziert werden nur die Biotopflächen, die durch 

Versiegelung verloren gehen. Die Planung führt zwar zu einer Überschüttung von bis zu 7.400 

m
2
 mittelwertiger Biotopflächen insbesondere durch natürlichen Boden. Von der überschütteten 

Fläche werden jedoch entsprechend der konkreten Entwurfsplanung  rund 2.300 m
2
 nicht 

versiegelt und begrünt bzw. bepflanzt. In dieser Größenordnung werden entsprechend die 

vorhanden mittelwertigen Biotopflächen zu anderen mittelwertigen Biotopflächen umgenutzt. 

Als Teilausgleich für den Verlust von mittelwertigen Biotopflächen wird die Pflanzung von 

Bäumen und einer weitgehend frei wachsenden Hecke gesichert. Die verloren gehenden 

Frischwiesen weisen aufgrund ihrer intensiven Nutzung eine nur eingeschränkte ökologische 

Wertigkeit auf. Aufgrund dessen wird für den Ausgleich durch Baumpflanzungen ein Verhältnis 

von einem Baum pro 50 m
2
 Biotopfläche und für die Pflanzung der Hecke ein Verhältnis von 3:1 

in Ansatz gebracht.  

A 1 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist je 30 m
2
 Pflanzfläche 

mindestens ein heimischer Laubbaum zu pflanzen. Die festgesetzte Pflanzfläche umfasst 

rund 220 m
2
. Daraus ergibt sich, dass auf der Pflanzfläche mindestens 7 Laubbäume zu 

pflanzen sind. Der Mindeststammumfang der zu pflanzenden Bäume soll 14 cm betragen.  

Für die Pflanzungen sind ausschließlich Arten der Anlage 1 zum Erlass zur Verwendung 

gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur vom 02.12.2019 (Abl. Nr. 9, 

S. 203 ff.) zu verwenden. 

 Die Pflanzung von 7 Bäumen führt zu einem Teilausgleich von insgesamt 350 m
2
 verloren 

gehender relativ artenarmer Frischwiesen. Sie ist zudem zur Minderung von Eingriffen in 

das Landschafts- und Ortsbild am städtischen Ortsrand erforderlich. 

 

A 2 Die öffentliche Parkfläche ist mit Bäumen zu begrünen und zu gliedern. Hierzu sind 

innerhalb der festgesetzten öffentlichen  Parkfläche mindestens 8 Bäume zu pflanzen. Der 

Mindeststammumfang der zu pflanzenden Bäume soll 14 cm betragen. 

Für die Pflanzungen sind ausschließlich Arten der Anlage 1 zum Erlass zur Verwendung 

gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur vom 02.12.2019 (Abl. Nr. 9, 

S. 203 ff.) zu verwenden. 

 Die Pflanzung von 8 Bäumen führt zu einem Teilausgleich von insgesamt 400 m
2
 verloren 

gehender relativ artenarmer Frischwiesen. 

 

A 3 Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind je 30 m
2
 Pflanzfläche 

mindestens 9 heimische Sträucher zu pflanzen. Die festgesetzte Pflanzfläche umfasst rund 

220 m
2
. Daraus ergibt sich, dass auf der Pflanzfläche mindestens 65 Sträucher zu pflanzen 
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sind. Die Pflanzung soll entsprechend so angelegt werden, dass pro 3  m
2
 rund ein Gehölz 

steht. Als Mindestqualität wird 60/80 festgelegt. 

Für die Pflanzungen sind ausschließlich Arten der Anlage 1 zum Erlass zur Verwendung 

gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur vom 02.12.2019 (Abl. Nr. 9, 

S. 203 ff.) zu verwenden. 

Zur Sicherung einer Arten- und Strukturvielfalt sowie eines hochwertigen 

Landschaftsbildes wird die Pflanzung einer gemischten Strauchhecke aus 

standortgerechten Gehölzen wie Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina), 

Schwarzem Holunder (Sambucus nigra), eingriffligem Weißdorn (Crataegus monogyna), 

Kornelkirsche (Corns mas), Kreuzdorn (rhamnus catarticus), Eberesche (Sorbus 

aucuparia) und Haselnuss (Corylus avellana) empfohlen.  

 Die Festsetzung von Strauchpflanzungen dient dem Teilausgleich für den Verlust von 

mittelwertigen Biotopflächen. Die mindestens teilweise Sicherung einer Eingrünung als 

Abgrenzung zum offenen Landschaftsraum ist zudem zur Minderung von Eingriffen in das 

Landschaftsbild am städtischen Ortsrand im Bereich der Altstadt erforderlich. Die 

festgesetzte Pflanzfläche umfasst rund 220 m
2
. Die Pflanzung von Sträuchern auf der 

Fläche dient somit dem Teilausgleich von insgesamt 660 m
2
 verloren gehender relativ 

artenarmer Frischwiesen. 

 

A 4 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind nach § 8 Abs. 1 BbgBO zu begrünen oder 

zu bepflanzen. 

 Eine Festsetzung ist nicht erforderlich. 

 

Kompensationsmaßnahmen 

Die Eingriffe sind nicht vollständig innerhalb des Plangebietes auszugleichen. Aufgrund dessen 

erfolgt eine Teilkompensation der nicht vermeidbaren, nachhaltigen Eingriffe in Natur und 

Landschaft über die nachfolgend erläuterten Ersatzmaßnahmen außerhalb des Plangebietes. 

 

Kompensation für Baumfällungen  

Außerhalb des Plangebietes ist die Fällung von 4 Straßenbäumen am Schlossdamm erforderlich. 

Es handelt sich um 4 Winterlinden, die relativ stark beschnitten sind und eine mittlere Vitalität 

aufweisen. Diese zu fällenden Straßenbäume befinden sich im planungsrechtlichen 

Außenbereich. Die Bemessung für den erforderlichen Ersatz richtet sich nach dem Wert der zu 

beseitigenden Bäume. Aufgrund der Baumart, des Habitus und der Vitalität wird für die zu 

fällenden Bäume eine Ersatzpflanzung im Verhältnis jeweils 1:5 angesetzt. Aus dem 

vorgenannten Ansatz ergibt sich, dass eine Ersatzpflanzung von insgesamt 20 Bäumen zur 

Kompensation der zu fällenden Bäume erforderlich ist. Bei den Bäumen handelt es sich 

wahrscheinlich um Teile einer nach § 17 BbgNatSchAG geschützten Allee. Gemäß § 17 Abs. 2 

BbgNatSchAG ist für die Fällung geschützter Alleebäume das Einvernehmen durch die untere 

Naturschutzbehörde erforderlich. Die Fällung geschützter Alleebäume soll unter Bezug auf § 17 

Abs. 3 BbgNatSchAG durch Ergänzung oder Neuanlage von Alleen kompensiert werden. 

K 1  Die Stadt Kremmen hat sich für die Ergänzung der Alleen entlang des Schlossdamms 

(Pflanzung von 6 Bäumen) und entlang der Straße Moorhof (Pflanzung von 14 Bäumen) in 

den Gemarkungen Flatow und Staffelde als Kompensationsmaßnahme entschieden, in der 

noch 27 mögliche Pflanzstellen zur Verfügung stehen. Die Flurstücke am Schlossdamm 

befinden sich im Eigentum des Landesbetriebs Straßenwesen für das Land Brandenburg 
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und die Flurstücke der Gemeindestraße Moorhof befinden sich im Eigentum der Stadt 

Kremmen. Die Stadt Kremmen sichert die Pflanzung von 20 Bäumen in Ergänzung dieser 

beiden Alleen mittels Selbstbindungsbeschluss und mittels Verwaltungsvereinbarung mit 

dem Landesbetrieb Straßenwesen (für die Allee am Schlossdamm) vor dem Inkrafttreten 

des Bebauungsplanes oder ggf. vor Inanspruchnahme der Planreife nach § 33 BauGB. 

 

Kompensation für Neuversiegelung und Aufschüttung sowie Teilkompensation für den 

Verlust mittelwertiger Biotopflächen 

Das Schutzgut Boden wird durch eine Neuversiegelung von bis zu rund 5.100 m
2
 und eine 

Überschüttung von gewachsenem Boden von bis zu 7.400 m
2
 erheblich beeinträchtigt. Diese 

Beeinträchtigung ist vollständig durch Ersatzmaßnahmen außerhalb des Plangebietes zu 

kompensieren. 

Das Schutzgut Pflanzen wird durch den Verlust von bis zu rund 5.100 m
2
 mittelwertiger 

Biotopflächen (insbesondere relativ artenarme Frischwiesen) infolge von Neuversiegelung 

erheblich beeinträchtigt. Dieser Eingriff wird durch Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet selbst 

(nur) in einer Größenordnung von 1.410 m
2
 teilweise ausgeglichen. Der übrige Eingriffsumfang 

in das Schutzgut (3.690 m
2
) soll durch Ersatzmaßnahmen außerhalb des Plangebietes 

kompensiert werden. 

K 2  In der Stadt Kremmen stehen nach Auskunft der Flächenagentur Brandenburg GmbH 

(noch) ausreichend Flächen für die Extensivierung von Intensivgrünland aus dem 

zertifizierten Flächenpool „Kremmener Luch“ zur Verfügung. Ein Teil dieser Flächen 

werden für die Kompensation der erheblichen Eingriffe in das Schutzgut Boden und für die 

Teilkompensation der erheblichen Eingriffe in das Schutzgut Biotope genutzt.  

Der räumliche Umfang jeder Kompensationsmaßnahme in einem zertifizierten Flächenpool 

kann aufgrund der höheren ökologischen Effektivität um 10 Prozent geringer sein als bei 

sonstigen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
9
. Nachfolgend wird dieser erforderliche 

räumliche Umfang zur vollständigen Kompensation der erheblichen Eingriffe unter 

Berücksichtigung der Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung im Land Brandenburg 

(HVE) ermittelt. 

Die Planung führt zu einer Neuversiegelung von bis zu rund 5.100 m
2
 Boden (bis rund 

3.300 m
2
 für Feuerwehr und bis rund 1.800 m

2
 für öffentlichen Parkplatz). Da im 

Plangebiet selbst keine Teilkompensation dieses erheblichen Eingriffs erfolgt, ist die 

vollständige Kompensation im Rahmen der Ersatzmaßnahme erforderlich. Die 

Neuversiegelung ist gemäß der HVE
10

 für hier in Anspruch genommenen Boden 

allgemeiner Funktionsausprägung im Verhältnis 1:3 auszugleichen. Daraus ergibt sich 

zunächst eine Kompensationsfläche von 15.300 m
2
. Da es sich bei der 

Kompensationsmaßnahme um einen zertifizierten Flächenpool handelt, kann dieser Wert 

um 10 % reduziert werden. Für die vollständige Kompensation der Eingriffe durch 

Neuversiegelung ist somit die Umwandlung von 13.770 m
2
 Intensiv- in Extensivgrünland 

erforderlich. 

Die Planung führt zusätzlich zur Neuversiegelung zu erheblichen Eingriffen in das 

Schutzgut Boden durch Überschüttung gewachsenen Boden mit natürlichem Boden. 

Zusätzlich zum neu versiegelten Boden, für den vorstehend bereits die erforderliche 

Kompensation berechnet wurde, ist eine Überschüttung von rund 2.300 m
2
 Boden (bis rund 

                                                 
9
 Vgl. Kapitel 14 der Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung (HVE), Potsdam April 2009 

 
10

 Vgl. Kapitel 12.5 der Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung (HVE), Potsdam April 2009 
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1.300 m
2
 für Feuerwehr und bis rund 1.000 m

2
 für öffentlichen Parkplatz) erforderlich. Die 

Überschüttung ist gemäß der HVE
10

 für hier in Anspruch genommenen Boden allgemeiner 

Funktionsausprägung im Verhältnis 1:0,75 auszugleichen. Daraus ergibt sich zunächst eine 

Kompensationsfläche von 1.725 m
2
. Da es sich bei der Kompensationsmaßnahme um einen 

zertifizierten Flächenpool handelt, kann dieser Wert um 10 % reduziert werden. Für die 

vollständige Kompensation der Eingriffe durch Überschüttungen ist somit die 

Umwandlung von rund 1.550 m
2
 Intensiv- in Extensivgrünland erforderlich. 

Die Planung führt zu einer Inanspruchnahme von bis zu rund 5.100 m
2
 mittelwertigen 

Biotopflächen. Im Plangebiet selbst erfolgt bereits eine Teilkompensation dieses 

erheblichen Eingriffs in einer Größenordnung von 1.410 m
2
 (vgl. Ausgleichsmaßnahmen 

unter Kap. 5.4). Es verbleiben 3.690 m
2
. Für die Kompensation von Frischwiesen durch die 

Extensivierung von Intensivgrünland wird  ein Verhältnis von 1:1 angesetzt. Daraus ergibt 

sich zunächst eine Kompensationsfläche von 3.690 m
2
. Da es sich bei der 

Kompensationsmaßnahme um einen zertifizierten Flächenpool handelt, kann dieser Wert 

um 10 % reduziert werden. Für die vollständige Kompensation der Eingriffe durch 

Inanspruchnahme von Biotopflächen ist somit die Umwandlung von rund 3.320 m
2
 

Intensiv- in Extensivgrünland erforderlich. 

Für die vollständige Kompensation der durch das Vorhaben ermöglichten erheblichen Eingriffe 

ist in der Summe die Umwandlung von 18.640 m
2
 (13.770 m

2
 + 1.550 m

2
 + 3.320 m

2
) Intensiv- 

in Extensivgrünland erforderlich. Für den Eingriffsverursacher besteht die Möglichkeit, gegen 

Zahlung eines Entgelts seine rechtliche Verpflichtung für die Durchführung der 

Ersatzmaßnahme vollständig auf einen Dritten zu übertragen, mit der Folge, dass allein dieser 

nach erfolgter Zulassung die Durchführung und Pflege der Kompensation gewährleistet und für 

entsprechende Kontrollen durch die Zulassungs- bzw. zuständige Naturschutzbehörde zur 

Verfügung steht. Zu diesem Zweck wurde die zuständige Flächenagentur durch die oberste 

Naturschutzbehörde anerkannt. Das Entgelt für die Extensivierung von Intensivgrünland beträgt 

nach Auskunft der Flächenagentur 4,50 €/m
2
 netto. Daraus ergibt sich für die 

Kompensationsmaßnahme ein erforderliches Entgelt von insgesamt 83.880 € netto. Die 

Zahlung der Summe und die Durchführung der Maßnahme werden vor dem Inkrafttreten des 

Bebauungsplanes oder ggf. vor Inanspruchnahme der Planreife nach § 33 BauGB mittels Vertrag 

zwischen der Flächenagentur Brandenburg GmbH und der Stadt Kremmen gesichert. 
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Bilanzierung 

 

Eingriff-Ausgleich-Bilanzierung 

 
EINGRIFF    VERMEIDUNG AUSGLEICH + ERSATZ     
Kon-

flikt 

Nr. 

Beschreibung des Eingriffs bzw. 

der betroffenen Funktionen 

Umfang des 

Verlustes 

(Fläche, 

Anzahl u. ä. 

Angaben) 

Weitere Angaben 

(z. B. Wertstufe, 
Beeinträchtigungs-

intensität, Dauer, Art 

des Eingriffs, 
Kompensationsfaktor 

Beschreibung der 

Vermeidung und 

Minderung 

Maß-

nah-

men-

Nr. 

Beschreibung der Maßnahmen Umfang der 

Maßnahme 

(Fläche, 

Anzahl u. ä. 

Angaben) 

Ort der Maßnahme, 

zeitlicher Verlauf 

der Umsetzung 

Einschätzung der 

Ausgleichbarkeit/

der Ersetzbarkeit; 

verbleibende 

Defizite 

Pflanzen und Tiere          

1 Verlust von 4 Straßenbäu-

men (4 Linden mit 210 und 

290 cm Stammumfang  

4 gering-mittlere 

Wertstufe, Total-

verlust, dauer-

haft, anlage-

bedingt 

1:5 

Bündelung der 

Zufahrt  

K 1 Ersatzpflanzung 20 Stück   Ergänzung der 

Alleen entlang 

des Schloss-

damms und der 

Straße Moorhof 

Ersetzbar, 

keine Defizite 

2 Verlust von Biotoptypen 

mittlerer Wertigkeit 

(artenarme Frischwiesen 

und Staudenfluren frischer 

Standorte) 

gemindert

max. 

5.100 m
2
 

mittlere Wert-

stufe, anlage-

bedingt, 

Minimierung 

der Neuver-

siegelung 

     

   Kompensations-

faktor 50:1 

 A 1+ 

A 2 

Hochstammpflanzungen in der 

Stellplatzfläche und in der 

Pflanzfläche 

 

15 Stück 

StU 14 cm 

a`50 m
2 
= 

750 m
2
 

im Plangebiet, 

zeitgleich mit 

Umsetzung des 

Eingriffs 

 

verbleibendes 

Defizit  

4.350 m
2
 

   Kompensations-

faktor 3:1 

 A 3 Flächige Gehölzpflanzungen 

entlang der südlichen 

Plangebietsgrenze 

 

220 m
2
 

x 3 = 

660 m
2
 

im Plangebiet, 

zeitgleich mit 

Umsetzung des 

Eingriffs 

 

verbleibendes 

Defizit  

3.690 m
2
 

   Kompensations-

faktor 1:1 – 10% 

 K 2 Umwandlung von Intensiv- in 

Extensivgrünland in Kremmen 

im Rahmen eines zertifizierten 

Flächenpools 

 

3320 m
2
 Flächenpool 

Kremmener Luch 

im Stadtgebiet 

Kremmen 

Ersetzbar, 

keine Defizite 
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EINGRIFF    VERMEIDUNG AUSGLEICH + ERSATZ     
Kon-

flikt 

Nr. 

Beschreibung des Eingriffs bzw. 

der betroffenen Funktionen 

Umfang des 

Verlustes 

(Fläche, 

Anzahl u. ä. 

Angaben) 

Weitere Angaben 

(z. B. Wertstufe, 
Beeinträchtigungs-

intensität, Dauer, Art 

des Eingriffs, 
Kompensationsfaktor 

Beschreibung der 

Vermeidung und 

Minderung 

Maß-

nah-

men-

Nr. 

Beschreibung der Maßnahmen Umfang der 

Maßnahme 

(Fläche, 

Anzahl u. ä. 

Angaben) 

Ort der Maßnahme, 

zeitlicher Verlauf 

der Umsetzung 

Einschätzung der 

Ausgleichbarkeit/

der Ersetzbarkeit; 

verbleibende 

Defizite 

Boden          

1 Neuversiegelung von 

Boden mit geringen bis 

mittleren 

Standorteigenschaften, 

dadurch Minderung bzw. 

Zerstörung der Funktion 

des Bodens als Standort für 

Bodenleben und Vegetation 

gemindert 

5.100 m
2
 

mittlere Wertstu-

fe, Totalverlust, 

dauerhaft, allge-

meine Funktions-

ausprägung; 

Kompensations-

faktor 1:3 – 10% 

 K 2 Umwandlung von Intensiv- in 

Extensivgrünland in Kremmen 

im Rahmen eines zertifizierten 

Flächenpools 

 

13.770 m
2
 Flächenpool 

Kremmener Luch 

im Stadtgebiet 

Kremmen 

Ersetzbar, 

keine Defizite 

2 Überschüttung 

gewachsenen Bodens mit 

natürlichem Boden 

gemindert

2.300 m
2
 

Kompensations-

faktor 1:0,75 – 

10% 

 K 2 Umwandlung von Intensiv- in 

Extensivgrünland in Kremmen 

im Rahmen eines zertifizierten 

Flächenpools 

1.550 m
2
 Flächenpool 

Kremmener Luch 

im Stadtgebiet 

Kremmen 

Ersetzbar, 

keine Defizite 

Landschaft          

1 Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes in Richtung 

Westen und Südwesten 

 Mittel-hoch 

 

Pflanzung 

Hecke mit 

Bäumen 

A 1+ 

M 3 

    

 

Abkürzungen:  K: Kompensationsmaßnahme 

 

Die Eingriffsbilanzierung belegt, dass die durch den Bebauungsplan ermöglichten Eingriffe vollständig kompensiert werden. 
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5.5 Darstellung in Betracht kommender anderweitiger Planungsmöglichkeiten 

Vergleiche Kapitel 5.1.2 der vorliegenden Begründung. 

 

5.6 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 

Buchstabe j BauGB 

Feuerwehrgebäude und Parkflächen sind nach vorliegendem Kenntnisstand nicht anfällig für 

schwere  Unfälle oder Katastrophen. Insofern sind auch kaum Auswirkungen  durch schwere 

Unfälle und Katastrophen auf Belange des Umweltschutzes zu erwarten.  

 

5.7 Wichtigste Merkmale der verwendeten technischen Verfahren und 

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Als methodische Grundlage für die Erfassung der Biotoptypen wurde Band 1 (Kartierungs-

anleitung und Anlagen) und Band 2 (Beschreibung der Biotoptypen) der Biotopkartierung 

Brandenburg vom April 2009 verwendet.  Grundlagen für die Bestandsermittlung bildeten die 

Auswertung der Plangrundlage und Ortsbesichtigungen. Darüber hinaus wurden mit 

Ausnahme eines Artenschutzgutachtens und eines Baugrundgutachtens keine Gutachten, 

Messungen o.ä. zur Erhebung und Bewertung der Umweltsituation und der möglichen 

Auswirkungen der Planung beauftragt oder erstellt. Die Eingriffsbilanzierung erfolgte unter 

Berücksichtigung der Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung. Der Umfang und 

Detaillierungsgrad für die Ermittlung der Umweltbelange, wurde nach Auswertung der 

frühzeitigen Beteiligung und der Vor-Ort-Begehung von der Gemeinde festgelegt. 

Für die Bewertung der Fauna wurde im Rahmen des Artenschutzgutachtens auf die Rote Liste 

gefährdeter Tiere Deutschlands und einschlägige Arbeitshilfen und Leitfäden zurückgegriffen. 

 

5.8 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen 

Die Stadt Kremmen nimmt die erforderlichen Kontroll- und Monitorfunktionen wahr. Die 

plankonforme und qualitätsgerechte Durchführung der Pflanzung von Bäumen und 

Sträuchern entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes ist von der Stadt Kremmen 

und den zuständigen Ämtern festzustellen. Die neu zu pflanzenden Bäume und Sträucher sind 

dauerhaft zu pflegen und zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Hierzu soll mindestens alle 

5 Jahre eine Qualitätskontrolle durch die Stadt Kremmen erfolgen. 

 

5.9 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Wesentliche Ziele des Bebauungsplanes sind die Sicherung der Errichtung eines neuen 

Feuerwehrgerätehauses mit seinen Nebenanlagen und einer öffentlichen Parkfläche. Es 

werden insgesamt 4.600 m
2
 Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 

Feuerwehr und rund 2.800 m
2
 als  öffentliche Parkfläche festgesetzt. Das Plangebiet hat für 

das Schutzgut Landschaft und Kulturgüter eine mittlere bis hohe Bedeutung, für die 

Schutzgüter Boden, Wasser und Luft/Klima eine mittlere Bedeutung, für das Schutzgut 

Pflanzen/Tiere eine geringe bis mittlere und für das Schutzgut Mensch eine geringe 

Bedeutung. Die Planung hat mit der Sicherung des neuen modernen Standortes für die 

städtische Feuerwehr erhebliche Bedeutung für die Gefahrenabwehr und damit die öffentliche 

Daseinsvorsorge der Bevölkerung. Durch das Vorhaben werden die Schutzgüter insbesondere 

durch Neuversiegelung von bis zu rund 5.100 m
2
 und durch Überschüttung von gewachsenem 
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Boden in einer Größenordnung von bis zu 7.100 m
2
 sowie den Verlust von 4 Linden erheblich 

beeinträchtigt. Die Planung führt darüber hinaus zu einer Änderung des Landschaftsbildes an 

einem relativ gut wahrnehmbaren Ortseingang im Umfeld der unter Denkmalschutz stehenden 

Kremmener Altstadt. 

Diese Beeinträchtigungen werden insbesondere durch folgende Maßnahmen innerhalb des 

Plangebietes gemindert und kompensiert: 

- Begrenzung der zulässigen Höhe der Gebäude und der Aufschüttung. 

- Pflanzung einer Baum- und Strauchhecke an der südwestlichen Grenze des Plangebietes.  

- Pflanzung von Sträuchern auf der Böschung entlang der südlichen Plangebietsgrenze. 

- Neupflanzung von Bäumen auf der zukünftigen öffentlichen Parkfläche. 

- Sicherung einer bodendenkmalschonenden Bebauung im Bodendenkmalbereich 

(Aufschüttung und öffentlicher Parkplatz). 

- Umwandlung von rund 18.640 m
2
 Intensiv- in Extensivgrünland im Kremmener Luch der 

Stadt Kremmen als räumlich funktionale Kompensation. 

- Neupflanzung von 6 Alleebäumen am Schlossdamm (Gemarkung Kremmen) und von 14 

Alleebäumen an der Straße Moorhof in den Gemarkungen Flatow und Staffelde. 

 

5.10 Referenzliste der Quellen 

Folgende Daten und Gutachten liegen vor und wurden für die Umweltprüfung ausgewertet:  

- ERD- UND GRUNDBAUINSTITUT BRANDENBURG: Geotechnischer Ergebnisbericht zu den 

Baugrund- und Gründungsverhältnissen zum BV 16766 Kremmen, Standort Schlossdamm 

Neubau Feuerwehrgebäude, Brandenburg 06.03.2019 

- PLANUNGSBÜRO SCHNEEGANS: Bebauungsplan Nr. 65 „Feuerwehr und Parkfläche am 

Schlossdamm“ der Stadt Kremmen, Artenschutzbeitrag mit faunistischer 

Bestandserfassung, Schorfheide, Januar 2021 

- IBW ING.-BÜRO WEILAND: Bebauungsplan 65 – Feuerwehr und Parkfläche am 

Schlossdamm In Kremmen – Erläuterungsbericht und diverse Pläne, Gransee 02.02.2021 

- Flächennutzungsplan und Landschaftsplan der Stadt Kremmen 

- Stellungnahmen des Landkreises Oberhavel vom 26.05.2020 und 30.06.2021 

- Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt vom 12.05.2020 

- Stellungnahme des Brandenburgischen Landesamtes für Denkmalpflege, Abt. Boden-

denkmalpflege / Archäologisches Landesmuseum vom 22.04.2020 

- Stellungnahmen des Wasser- und Bodenverbandes „Rhin- / Havelluch“ vom 12.05.2020 

und 09.06.2021 

- Stellungnahme des Landesbüros anerkannter Naturschutzverbände vom 21.06.2021. 

- Stellungnahmen des Landesbetriebs Straßenwesen vom 05.05.2020 und 08.06.2021 
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6.  Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 

Stadtplanerische und soziale Auswirkungen 

Die Planung dient der Neuerrichtung eines den aktuellen Anforderungen entsprechenden 

modernen Feuerwehrgerätehauses als zentralen Standort für die langfristige Sicherung der 

Gefahrenabwehr in der Stadt Kremmen und einer öffentlichen Parkfläche. Sie führt 

städtebaulich zu einer Neugestaltung des südwestlichen Altstadtrandes. 

 

Auswirkungen auf die Umwelt 

Die Planung kann eine vollständige Abtragung der im Mittel rund 1,50 m mächtigen 

organischen Deckschichten erfordern, wenn nicht andere Gründungsvarianten zum Tragen 

kommen. Sie erfordert eine Aufschüttung um bis zu rund 1,30 m über das bestehende 

Geländeniveau auf einer Fläche von insgesamt rund 7.400 m
2
. Das Vorhaben führt weiterhin 

zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden durch Neuversiegelung von 

insgesamt maximal rund 5.100 m
2
 Boden. Damit verbunden ist ein Verlust von artenarmen 

Frischwiesen in der gleichen Größenordnung. Die Planung erfordert darüber hinaus die 

Fällung von 4 Straßenbäumen. 

Das relativ weiträumig wahrnehmbare ursprünglich relativ unverfälscht durch den Stadtrand 

und die Silhouette der Altstadt geprägte Landschaftsbild wird durch die Planung weiter 

überformt. 

 

 

7.  Flächenbilanz 

Die im Bebauungsplan festgesetzten Gebiete bzw. Flächen weisen folgende Flächengrößen 

auf: 

Gebiet bzw. Fläche Fläche in m
2 

(gerundet) 

Fläche für den Gemeinbedarf, Zweckbestimmung Feuerwehr 4.600 

Öffentliche Parkfläche 2.800 

Pflanzfläche    300 

Gesamt 7.700 

 

 

Abkürzungen 

BauGB Baugesetzbuch 

BauNVO Baunutzungsverordnung 

BbgBO Brandenburgische Bauordnung 

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz 

BP Bebauungsplan 

FFH Flora-Fauna-Habitat 

GRZ Grundflächenzahl 

FNP Flächennutzungsplan 

Handbuch LBP Handbuch für die landschaftspflegerische Begleitplanung bei Straßen-

bauvorhaben im Land Brandenburg 
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Verzeichnis der rechtlichen Grundlagen und sonstigen Quellen 

 

Rechtliche Grundlagen 

Bundesrecht 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Neufassung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786) 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 

(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I, S. 1057) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2542), zuletzt geändert 

durch Artikel 290 der Verordnung vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) 

 

Landesrecht 

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

15.11.2018 (GVBl. I, Nr. 39, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18.12.2020 

(GVBl. I, Nr. 44) 

Brandenburgisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (BbgNatSchG) in der 

Neufassung vom 26.05.2004 (GVBl. I, S. 350), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 15.07.2010 (GVBl. I/2010, Nr. 28), ab dem 01.06.2013 ersetzt durch das 

Brandenburgische Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (BbgNatSchAG) vom 

21.01.2013 (GVBl. I/2013, Nr. 3) 

Gemeinsames Landesentwicklungsprogramm Berlin/Brandenburg vom 18.12.2007 (GVBl. I 

2007, S. 235) 

Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP 

HR) vom 01.07.2019 (GVBl. II 2019, S. …) 

 

Sonstige Quellen 

ERD- UND GRUNDBAUINSTITUT BRANDENBURG: Geotechnischer Ergebnisbericht zu den 

Baugrund- und Gründungsverhältnissen zum BV 16766 Kremmen, Standort Schlossdamm 

Neubau Feuerwehrgebäude, Brandenburg 06.03.2019 

DORN-BECKER-ARCHITEKTEN: Neubau Feuerwehr Kremmen, Entwurfsplanung, Königs 

Wusterhausen 19.11.2020 bis 10.03.2021 

PLANUNGSBÜRO SCHNEEGANS: Bebauungsplan Nr. 65 „Feuerwehr und Parkfläche am 

Schlossdamm“ der Stadt Kremmen, Artenschutzbeitrag mit faunistischer Bestandserfassung, 

Schorfheide, Januar 2021 

IBW ING.-BÜRO WEILAND: Bebauungsplan 65 – Feuerwehr und Parkfläche am Schlossdamm 

In Kremmen – Erläuterungsbericht und diverse Pläne, Gransee 02.02.2021 

GRÜN- LANDSCHAFTS- UND UMWELTPLANUNG DR. SZAMATOLSKI + PARTNER: 

Landschaftsplan Stadt Kremmen, Berlin, Februar 1998 



Anhang 1 

Geprüfte Standortalternativen 

 

 
 



 

 

Anhang 2 

Bestandsplan Biotope 

 

  



 

 

Anhang 3 

Entwurfsplanung  von DORN-BECKER-ARCHITEKTEN vom 19.11.2020, 

mit Sichtdreiecken Anpassungen von IBW ING.-BÜRO WEILAND vom 26.01.2021 



Anhang 4 

Aktuelle Entwurfsplanung  von DORN-BECKER-ARCHITEKTEN vom 10.03.2021 

 



 

 

Anhang 5 

Entwurf Ansichten Feuerwehrgebäude von DORN-BECKER-ARCHITEKTEN vom 19.11.2020

 



 

 

Anhang 6 

Kurzerläuterung von IBW ING.-BÜRO WEILAND vom 02.02.2021 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 
 



 

 
 



 

 

Anhang 7 

Artenschutzfachbeitrag 

 



 

 
 



 

 
 



 

 

 



 

 
 



 

 

 



 

 
 



 

 
 



 

 

 



 

 
 



 

 
 



 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 
 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 
  



Anhang 7 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 


